
      
      

      

      2Die Staatsbürgerschaft war im 20. Jahrhundert das Signum politischer Zugehörigkeit in Europa. Sie entschied über Schutz und Freiheit eines Menschen und damit über seine Lebens- wie Überlebenschancen. Erzählt wird hier erstmals eine gemeinsame Geschichte der Staatsbürgerschaft in West- und Osteuropa von der Hochphase des Nationalstaats bis in unsere Gegenwart, die von den Krisen der Europäischen Union geprägt ist. Es ist die Geschichte einer zentralen rechtlichen Institution, die Kämpfe um Migration, Integration und Zugehörigkeit maßgeblich repräsentiert und zugleich bestimmt. Welche Lehren aus ihr mit Blick auf die Zukunftschancen einer europäischen Staatsbürgerschaft zu ziehen sind, ist eines der zentralen Themen dieses Buches.
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      9Vorwort

      Am Ende des Jahres 2015, bei Abschluss dieses Buches, erreichen Flucht und Migration nach Europa den höchsten Stand seit der Mitte des 20. Jahrhunderts. Der europäische Kontinent, politisch geeint seit 1989 und ein Raum der Stabilität und des Wohlstands im Vergleich zu den angrenzenden Regionen Afrikas und Asiens, wird zum Zufluchtsort für Millionen von Menschen auf der Flucht vor Krieg, Verfolgung und Armut. Sie suchen in Europa als Bürger nichteuropäischer Staaten Schutz und Freiheit, die ihre eigenen Staaten ihnen versagen. Damit stellen sie die Grenzfrage, die sich an jede Form der Staatsbürgerschaft richtet: Inwieweit genießt ein Individuum die Garantie von Schutz und Freiheit als Mitglied seines Staates, als Staatsbürger, und inwieweit darüber hinaus als Mensch? Die Frage nach der Bedeutung territorialer und personaler Zugehörigkeit, die innerhalb der Europäischen Union angesichts der Freizügigkeit obsolet geworden schien, stellt sich in doppelter Weise drängend neu: nämlich sowohl an den Binnen- als auch an den Außengrenzen der Europäischen Union. An Grenzen wurden von jeher Mitglieder von Nichtmitgliedern eines politischen Verbandes geschieden. Dies hatten territoriale Grenzen eines Staates und rechtliche Grenzen der Staatsbürgerschaft historisch gemeinsam. Diesen Zusammenhang greift die vorliegende Studie auf. Sie geht davon aus, dass Staatsbürgerschaft ein Status der Mitgliedschaft ist, der konstitutiv auf ein Innen und Außen, auf den Einschluss ebenso wie auf den Ausschluss angelegt ist. Staatsbürgerschaft zieht deshalb rechtliche Grenzen und bedarf ihrerseits der Grenzziehungen, um Gehalt zu gewinnen.

      Bedeutung und Grenzen staatlich-politischer Zugehörigkeit waren seit dem 19. Jahrhundert für viele Europäer eine Alltagserfahrung geworden. Ich selbst konnte das eindringlich miterleben, als ich zum Beispiel 1977 in der Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Moskau sah, wie Menschen »volksdeutscher« Herkunft Reisepässe der Bundesrepublik empfingen und damit die lang ersehnte Ausreise aus der Sowjetunion antreten konnten. Im August 1989 erblickte ich in Sopron an der österreichisch-ungarischen Grenze den zerschnittenen Zaun, der über Jahrzehnte hinweg die Zweiteilung 10Europas in einander entgegengesetzte politisch-ideologische Zugehörigkeiten markiert hatte. Tausende von Menschen drängten über die Grenze nach Westen auf der Suche nach neuer Zugehörigkeit. Später genoss ich es, als Wissenschaftler in verschiedenen Ländern Europas zu arbeiten und mich als »Europäer« zu fühlen.

      Es sind solche Erfahrungen als Zeitgenosse, die das Interesse an einem wissenschaftlichen Thema begleiten und am Leben erhalten, wenn die Arbeit an der Geschichte selbst epochale Zeiträume zu beanspruchen beginnt. Die Arbeit an dieser Studie hat mich über viele Jahre begleitet. Sie verdankt vor allem Menschen viel, denen ich begegnet bin, und Institutionen, die den Arbeitsprozess unterstützt haben. Das Zentrum für Vergleichende Geschichte Europas an der Freien Universität Berlin und sein Direktor Jürgen Kocka unterstützten 2001 mein Interesse an einem Projekt über die Geschichte der Staatsbürgerschaft in Europa. Bei Gastaufenthalten an der Maison des Sciences de l’Homme, der École des Hautes Études en Sciences Sociales und an Sciences Po in Paris konnte ich erste Ergebnisse vorstellen. Das Institut d’Études Avancées de Paris ermöglichte mir als Fellow für ein Jahr, einen wesentlichen Teil des Manuskripts auf der Île Saint-Louis fertigzustellen. Hinnerk Bruhns, Alain Chatriot, Caroline Douki, Morgane Labbé, Paul-André Rosental und Michael Werner diskutierten mit mir und gaben freundschaftliche Unterstützung. Johannes Masing und Yfaat Weiss trugen in gemeinsamen Seminaren und Projekten im freundschaftlichen Gespräch zur Klärung zentraler Fragen bei. Hans Joas eröffnete mir durch ein Fellowship das wahrhaft interdisziplinäre Gespräch am Max-Weber-Kolleg in Erfurt. Dem Center for European Studies und seiner Direktorin Jane Caplan am St Antony’s College der Universität Oxford danke ich für die Möglichkeit, ein Jahr lang im wissenschaftlichen Zentrum eines früheren Empire den Kontinent von außen zu betrachten. Die Basis meiner Arbeit aber war das Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung, das mir die denkbar besten Arbeitsmöglichkeiten für ein lang angelegtes, aufwändiges Arbeitsprojekt zwischen Geschichts-, Rechts- und Sozialwissenschaft bot. Hier genoss ich vielfältige Anregungen und Unterstützung. Ich danke insbesondere Dieter Rucht und Mattias Kumm für die kollegiale Zusammenarbeit. In der langen Phase der Recherche und Manuskriptbearbeitung haben mir Inken von Borzyskowski, Sarah Bianchi, Johannes Steinbrück, Henriette 11Müller, Dominik Scholz, Jeannette Higiro, Jenny Neubert, Alex Berezin, Oliver Ditthardt, Felix Fischer und am Schluss mit besonderer Sorgfalt Manarsha Isaeva und Lisa Kämmer große und unermüdliche Hilfe geleistet. Janusz Porowski, Veronika Siska und Richard Hermann danke ich für Recherchen polnischer, tschechischer und slowakischer Quellen. Benno Gammerl, Monika Kayser, Claudia Kraft, Matěj Spurný und Jakob Zollmann danke ich sehr, dass sie Teile des Manuskripts gelesen haben. Philipp Hölzing hat als Lektor des Suhrkamp Verlags das Manuskript von seiner ersten Fassung an sorgfältig betreut. Hartmut Kaelble hat das Rohmanuskript als Erster gelesen, mein Vater, Dieter Gosewinkel, hat es abschließend lektoriert und zum Feinschliff beigetragen. Beiden danke ich herzlich dafür, dass sie dem Manuskript ihre große Erfahrung und ihr Engagement als Historiker haben zuteilwerden lassen. Selbstverständlich hafte ich als Autor für alles, was ihren aufmerksamen Augen entgangen sein könnte.

      Claire de Oliveira danke ich für sehr viel mehr als die liebevolle Ermutigung, Lektüre und tatkräftige Unterstützung in den entscheidenden Jahren dieses Arbeitsprojekts, das auch im intellektuellen Austausch zwischen Paris und Berlin entstanden ist. Ich widme das Buch meinem Sohn Max Gosewinkel. Er hat die Chance, als Deutscher und Europäer eigene Erfahrungen mit politischer Zugehörigkeit im 21. Jahrhundert zu sammeln. Wo auch immer er in Gefährdungen seinen Schutz und seine Freiheit sucht – sie mögen ihm zuteilwerden.

      Berlin, im Januar 2016

      12Einleitung

      Im Jahr 1949 hielt der englische Sozialwissenschaftler Thomas H. Marshall in Cambridge eine Vorlesung über das Thema »Citizenship and Social Class«. Er vertrat die These, dass Staatsbürgerschaft (»citizenship«) seit dem 18. Jahrhundert zur Emanzipation des Individuums aus der Unterworfenheit unter tiefe Armut und soziale Ungleichheit sowie zu mehr sozialer Gerechtigkeit entscheidend beigetragen habe. Der Sozialwissenschaftler Marshall, als Historiker ausgebildet, entwarf in eingehender historischer Analyse eine zeitliche Stufenfolge der Entwicklung von »Staatsbürgerschaft«: von der Herausbildung bürgerlicher Rechte im 18. Jahrhundert über die politischen Rechte des 19. bis zu den sozialen Rechten im 20. Jahrhundert.[1]

      Der Text avancierte zu einem Klassiker der Soziologie des 20. Jahrhunderts. Er trat das Erbe großer historisch argumentierender Gesellschaftsanalysen der ersten Jahrhunderthälfte an, zum Beispiel in den Werken von Max Weber und Émile Durkheim. Die wissenschaftliche Botschaft des Werkes und der historische Kontext, in dem es entstand, begünstigten seinen Aufstieg zum kanonischen Text.[2] Es war Inbegriff einer liberalen, ›optimistischen‹ Ge13sellschaftsanalyse, die hinsichtlich des intellektuellen Anspruchs, der Sorgfalt der Argumentation und der empirischen Dichte den Geist der Aufklärung atmete. 1949 strebte der Wohlfahrtsstaat in England und im westlichen Kontinentaleuropa dem Höhepunkt seiner Entfaltung und Bedeutung zu. Die »trente glorieuses«,[3] jene drei Jahrzehnte einzigartigen wirtschaftlichen Aufschwungs und sozialer Sekurität der westlichen Industriestaaten nach dem Zweiten Weltkrieg, gewannen in theoretischen Texten wie Marshalls »Citizenship and Social Class« historische Folgerichtigkeit und politische Bestätigung. Der Text war auch deshalb kategorienbildend, weil er ein Narrativ des Fortschritts verkörperte. Er erzählte von der erfolgreichen und zunehmenden Durchsetzung individueller Rechte gegenüber dem Staat und dem sozialen Klassengegner, von den Errungenschaften sozialer Bewegungen bei der Bekämpfung sozialer Ungleichheit und schließlich vom Zuwachs an materiellem Wohlstand und sozialer Partizipation.

      Das vorliegende Buch hingegen erzählt eine andere und analytisch anders gelagerte sowie thematisch und räumlich umfassendere Geschichte der Staatsbürgerschaft. Ihm geht es um zweierlei: zum Ersten um die Geschichte der Staatsbürgerschaft als rechtlicher Institution und politischer Praxis seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts; zum Zweiten um die Historisierung eines normativen Ideals von Staatsbürgerschaft. Die zentrale Frage lautet daher: Was sind die historischen Bedingungen der Möglichkeit – und damit auch die Grenzen – eines Ideals von fortschreitender Gleichheit, Partizipation und Integration, das seit der Aufklärung dem Konzept Staatsbürgerschaft immanent ist und bei dessen praktischer Umsetzung vielfach beschworen wird? Damit rücken nicht nur die Inhalte staatsbürgerlicher Rechte, sondern auch die Voraussetzungen und Formen ihrer Erlangung ins Blickfeld. Der analytische Blick schwenkt von den Chancen der Inklusion zu den Risiken und Härten der Exklusion, von der ›inneren‹ Seite der Ausübung von Rechten zur ›äußeren‹, formalen Seite ihrer Zuteilung und Versagung. Es geht um politische Interessen, die im Kampf um Staatsbürgerrechte Sieger und Verlierer hervorbringen, um die historischen Spannungen zwischen extensiven und restriktiven Konzepten von 14Staatsbürgerschaft, schließlich um den diskursiven Gebrauch, den Funktionswandel und die Instrumentalisierung des gemeinschaftsbildenden Ideals der Staatsbürgerschaft bis hin zur Segregation.

      »Citizenship and Social Class« ist einer bestimmten Zeit und räumlichen Erfahrung verhaftet. Marshall benutzte den politisch-theoretischen Begriff der »Staatsbürgerschaft« als Chiffre zur historischen Herleitung und theoretischen Erfassung eines gesellschaftsanalytischen Befundes in der Mitte des 20. Jahrhunderts. Aber inwieweit war und ist »Staatsbürgerschaft« – konzipiert in Bezug auf diesen Kontext – wirklich ein Schlüssel zur Erklärung gesellschaftlicher Entwicklung in Europa insgesamt während des 20. und 21. Jahrhunderts? Das Wort »Staatsbürgerschaft« fand sich seit dem 19. Jahrhundert in den Rechts- und Sozialordnungen aller Länder Europas.[4] Doch welche Bedeutung und Funktion hatte der Begriff »Staatsbürgerschaft« in verschiedenen nationalen und politischen Kontexten? Bezeichnete er überall und übereinstimmend die Beförderung von Gleichheit und Partizipation in der an Brüchen reichen politischen Praxis eines Jahrhunderts, das ein »Jahrhundert der Extreme« (Eric Hobsbawm) war? Für wen verwirklichte sich die Verheißung von Schutz und Freiheit, die der Staatsbürgerschaft zugrunde gelegt wird, und für wen nicht?[5]

      In diesem Buch geht es um das Innen der Bürgerrechte im Staat ebenso wie um das Außen nationaler Abgrenzung, um den Einschluss in die Gemeinschaft der Staatsbürgerschaft ebenso wie den Ausschluss von dieser, um die Garantie von Schutz und Freiheit durch die Staatsbürgerschaft ebenso wie ihre Verwendung zu kolonialer, geschlechtsspezifischer und politischer Diskriminierung.

      Sieht man genauer hin, gibt Marshalls Lebensgeschichte selbst 15Hinweise auf Bedeutungen und Funktionen von »Staatsbürgerschaft«, die Zweifel an der Eindeutigkeit ihrer egalisierenden und sozial integrativen Wirkung begründen. 1914 wurde der junge Brite, während er sich als Student in Deutschland aufhielt, als Untertan der britischen Krone bei Ausbruch des Weltkriegs mit anderen Briten als Zivilgefangener interniert. Aus dem britischen Gast wurde schlagartig ein »enemy alien«, dem im Gegensatz zu den Deutschen die grundlegenden Freiheitsrechte in Deutschland nicht mehr zustanden.[6] Damit geriet eine andere – eine ›äußere‹ – Seite von Staatsbürgerschaft in den Blick, die neben der ›inneren Seite‹, den individuellen Rechten eines Staatsbürgers, eine eigene Bedeutung und Funktion besitzt: die Staatsangehörigkeit als Bedingung des Zugangs zu staatsbürgerlichen Rechten. Die Staatsangehörigkeit erwies sich im Fall des internierten Marshall als Stigma, das eine erste Grenze markierte. Sie entwickelte eine scharfe nationale Ausschlusswirkung und demonstrierte sowohl die personale wie die territoriale Begrenztheit staatsbürgerlicher Rechte. Denn die Bewegungs- und Ausreisefreiheit eines Briten, der qua Staatsangehörigkeit einem »Feindstaat« angehörte, wurde im Deutschen Reich aufgehoben, die Verfügung über sein Eigentum konnte eingeschränkt werden.[7] Mit seinem Heimatland, dessen Rechte er als britischer Staatsbürger auf deutschem Boden nicht in Anspruch nehmen konnte, verband ihn nur noch das rechtliche Band des diplomatischen Schutzes. Der Nationalstaat, so zeigte sich, gewährte und versagte – zumal in internationalen Konflikten – staatsbürgerliche Rechte nach nationalen Kriterien.[8]

      Eine zweite analytische Grenze von »Citizenship and Social Class« ergibt sich aus ihrem konkreten historischen Bezugspunkt; nämlich aus der Geschichte Englands vom 18. bis zum 20. Jahrhundert. Gewiss war England als Ursprungsland der industriellen 16Revolution und als imperiale Weltmacht ein Entwicklungszentrum staatsbürgerlicher Rechte, neben den USA und Frankreich wohl das wichtigste. Aber seit dem 18. Jahrhundert vollzog sich die Entwicklung im Vereinigten Königreich evolutionär, ohne Rückgriff auf radikale politische Formen diktatorischer oder totalitärer Herrschaft. Die »rule of law« wurde prinzipiell respektiert und damit eine grundsätzliche Trennung von Politik und Recht, die die Herausbildung gesicherter individueller Rechte als Basis von citizenship erst ermöglichte. Darin unterschied sich Großbritannien von den meisten Staaten Kontinentaleuropas während des 20. Jahrhunderts, die zu Diktaturen wurden. Nimmt man diese autoritären und diktatorischen Regime, die das »Jahrhundert der Extreme« in Europa tief prägten, so verfochten auch sie nominell und in ihrer Propaganda Prinzipien von Staatsbürgerschaft und wohlfahrtsstaatlicher Gleichheit. Doch erfüllte hier die Institution der Staatsbürgerschaft eine andere Funktion: Sie sollte eine politische, soziale und ethnische Gemeinschaft konstituieren und diese gegen ›Gemeinschaftsfremde‹ abschließen. Die Bedeutung der Integration und Inklusion trat zurück gegenüber dem Zweck der Segregation nach außen. Zudem waren Staatsbürgerrechte in autoritären Regimen nicht Niederschlag gesellschaftlicher Kämpfe und expandierender Partizipation, wie es Marshall angesichts der sozialen Bewegungen Englands vor Augen stand. Vielmehr wurden sie nach Gutdünken vom Regime sowohl zugeteilt als auch entzogen. Hieran zeigt sich, dass das klassische Konzept der Staatsbürgerschaft, wie Marshall es auffasste, insgesamt keine hinreichenden Kategorien für die analytische Erfassung der europäischen Geschichte seit dem 20. Jahrhundert zur Verfügung stellte beziehungsweise stellt.

      Eine dritte Begrenzung von »Citizenship and Social Class« liegt in der Ausrichtung des Konzepts »citizenship« auf den sozialen Konflikt, den Klassengegensatz in der Entwicklung der Industriegesellschaft.[9] Staatsbürgerrechte trugen zwar, wie zu zeigen sein wird, einerseits dazu bei, dass die soziale Ungleichheit in Europa im Verlauf des 20. Jahrhunderts abnahm. Andererseits konturierten und verstärkten sie Vorgänge kulturellen, religiösen und ethnisch-17nationalen Ausschlusses,[10] die in dem historischen Entwicklungsmodell Marshalls nicht vorkommen. Dazu zählt der historisch tief verwurzelte, lange währende und scharfe Ausschluss von Frauen[11] und gewissen religiösen Gruppen von den vollen Rechten der Staatsbürgerschaft. Hinzu kommt die Verwendung der Institution Staatsbürgerschaft als Herrschaftsinstrument, um hierarchische Abstufungen des Rechtsstatus ethnisch beziehungsweise »rassisch« definierter Gruppen[12] – beispielsweise im Kolonialismus – systematisch zu legitimieren und durchzusetzen. Marshalls klassisches Konzept von Staatsbürgerschaft erfasst weder diese auf systematischer Exklusion und Segregation beruhende Funktion noch eine neue, ihr entgegengesetzte Dimension im Hinblick auf individuelle Rechte: Seit den 1970er Jahren werden die Staatsbürgerrechte, vielfach verstärkt durch menschenrechtliche Maßstäbe, zum Bezugspunkt für dezidiert individualistische Forderungen nach Anerkennung von Differenz. Nicht die Integration in eine soziale oder politische Gemeinschaft, sondern das Recht auf – kulturelles, religiöses etc. – Anderssein wird damit zum Gegenstand und Ziel von Staatsbürgerschaft gemacht. Rückhalt erfährt diese Bedeutungserweiterung von Staatsbürgerschaft angesichts der wachsenden Heterogenität multikultureller und multireligiöser Gesellschaften seit dem ausgehenden 20. Jahrhundert.[13] Die erzwungene Verge18meinschaftung einerseits, die Befreiung zum Anderssein andererseits repräsentieren polare Dimensionen der Staatsbürgerschaft, die kennzeichnend für die Entwicklung der Staatsbürgerschaft seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts sind, und zwar neben der wohlfahrtsstaatlichen Dimension Marshalls und weit über diese hinaus.

      Gegenstand

      Dieses Buch geht von einer zentralen Annahme hinsichtlich der Bedeutung seines Gegenstands aus und begründet sie im historischen Durchgang durch das 20. und beginnende 21. Jahrhundert: Die Staatsbürgerschaft wird zum Signum politischer Zugehörigkeit in Europa im Laufe des 20. Jahrhunderts. Während Stand, Religion, Partei, Klasse und Nation im »Jahrhundert der Extreme« an kategorialer und politischer Prägekraft einbüßten, stieg die Staatsbürgerschaft zur bestimmenden Kategorie politischer Zugehörigkeit auf.[14]

      Der Zugang, herkommend von den Voraussetzungen und Grenzen der Entstehung und Durchsetzung staatsbürgerlicher Rechte, bestimmt mit dem Gegenstand auch die Begrifflichkeit. Diese Studie verwendet den Begriff »Staatsbürgerschaft« im umfassenden Sinn, das heißt, dieser verbindet als Oberbegriff zwei Dimensionen, die analytisch voneinander unterschieden werden, zumal sie verschiedene Funktionen bezeichnen: Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft (im engeren Sinn von staatsbürgerlichen Rechten). Mit Staatsangehörigkeit ist eindeutig die rechtlich definierte und geformte Zugehörigkeit zu einem Staatsverband gemeint. Staatsbürgerschaft im engeren Sinn bezeichnet die individuellen Rechte, die – grundsätzlich, wenn auch nicht durchweg –[15] durch die Staatsangehörigkeit vermittelt werden und diese 19voraussetzen. Die Staatsangehörigkeit stellt die ›äußere Seite‹ der Staatsbürgerschaft dar. Sie entscheidet über Ein- oder Ausschluss mit Blick auf die staatsbürgerliche Gemeinschaft der Staatsbürger und repräsentiert eine wirksame und politisch hart umkämpfte Grenzziehung hinsichtlich staatsbürgerlicher Rechte, die historisch eng mit der Entstehung und Entwicklung des Nationalstaats verbunden ist. Staatsbürgerliche Rechte im engeren Sinn hingegen verändern über lange Zeiträume ihren Gehalt. Sie werden politisch erstritten, rechtlich ausgeformt und erweitert, vielfach mit Pflichten verbunden, aber auch zurückgenommen und aufgehoben. Die von Marshall behandelten drei Grundtypen von Staatsbürgerrechten – zivile, politische, soziale – sind zwar grundlegend für die historische Entwicklung seit dem 18. Jahrhundert. Doch sind ihnen in ›Kämpfen um Anerkennung‹[16] während des 20. Jahrhunderts weitere – insbesondere kulturelle – Dimensionen und Rechtsforderungen hinzugefügt worden, die heute als Bestandteil eines modernen Konzepts von Staatsbürgerschaft gelten.

      Die Staatsbürgerschaft in diesem umfassenden Sinn wird in ihrer historischen Entwicklung seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts untersucht. Nicht die lange Entwicklung der staatsbürgerlichen Rechte in den großen europäischen Rechtskodifikationen seit dem ausgehenden 18. Jahrhundert und deren enge Verbindung mit der Entstehung europäischer Nationalstaaten stehen somit im Mittelpunkt. Diese Genese wird vorausgesetzt. Das Interesse richtet sich vielmehr auf die tiefen politisch-sozialen Brüche seit dem 20. Jahrhundert, in denen die Staatsbürgerschaft durchgreifenden Veränderungen ihrer Form und Funktion unterlag: Staatsbürgerschaft wirkte in nationalstaatlichen und imperialen, diktatorischen und liberalen, postkolonialen und postnationalen, schließlich in transnationalen Zusammenhängen. Die Darstellung konzentriert sich auf Europa. Die wichtigen Impulse zur Entwicklung der Staatsbürgerschaft, die seit dem 18. Jahrhundert von außereuropäischen Staaten,[17] insbesondere von den USA, ausgingen, werden jedoch einbezogen.

      20Gerade weil die Geschichte der Staatsbürgerschaft in Europa im 20. Jahrhundert tief nationalhistorisch geprägt, überaus brüchig und vielgestaltig war, wird sie nicht mit dem Anspruch auf Vollständigkeit, sondern anhand von sechs ausgewählten Fällen rekonstruiert. Untersucht werden die Staaten: Großbritannien, Frankreich, Deutschland, die Tschechoslowakei, Polen und Russland. Dabei lässt sich die Auswahl vor allem von drei Gesichtspunkten leiten: Erstens gehören die verglichenen Staaten hinsichtlich ihrer Größe und politischen Bedeutung zur Gruppe derjenigen Länder, die für die politische Entwicklung Europas im 20. Jahrhundert maßgebend waren. Zweitens werden die Länder nicht isoliert voneinander, sondern gerade im Hinblick auf ihre engen Beziehungen und wechselseitigen Beeinflussungen untersucht – sei es aufgrund ihrer territorialen Nachbarschaft, ihrer historisch-kulturellen Verbindungen oder eines Hegemonial- beziehungsweise Abhängigkeitsverhältnisses. Drittens schließlich umfasst die Auswahl entgegen einer herkömmlichen Trennung zwischen Ost- und Westeuropa Länder aus beiden Regionen Europas. Neben ihrer Größe und ihrem herausgehobenen politischen Gewicht verbindet diese territorial aneinandergrenzenden Staaten eine durchgehende Entwicklungslinie von politischen Verflechtungen in Bezug auf Konflikte und Anpassungen, die ganz Europa durchzieht und repräsentativ für die Geschichte des Kontinents ist.

      Fragestellungen und Probleme

      1. Maßstab für Inklusion und Exklusion?

      Die Staatsbürgerschaft im 20. Jahrhundert dient in diesem Buch als Sonde historischer Gesellschaftsanalyse. Was sagt die Entwicklung der Staatsbürgerschaft über die Begründung und das Ausmaß von Inklusion und Exklusion in europäischen Gesellschaften des 20. Jahrhunderts aus? Ausgangspunkt ist die Polarität zweier politischer Grundkonzeptionen, die das 20. und beginnende 21. Jahrhundert durchzieht: Das eine Konzept verfolgt die Zulassung und 21rechtliche Sicherung von Heterogenität und Individualität, das andere primär die Durchsetzung von Homogenität. Der Gradmesser für Inklusion beziehungsweise Exklusion[18] sind die nach außen gewandte Inklusionsbereitschaft sowie die innere Pluralität und Institutionalisierung individueller Bürgerrechte in europäischen Gesellschaften. Diese schlagen sich in Verfahren der Zulassung und Einbeziehung von außen kommender Fremder wie auch in der Integration beziehungsweise Segregation von Minderheitsgruppen im Innern des Staates nieder.

      In diachronen ebenso wie in synchronen Vergleichen werden die behandelten Länder auf politische Entscheidungsprozesse und Praktiken untersucht, in denen sich im historischen Verlauf Kontinuitäten wie auch Brüche einer Politik des Einschlusses beziehungsweise Ausschlusses abbilden.

      2. Konstellation statt Nation?

      Unter den Erklärungen für eine Politik der Inklusion beziehungsweise Exklusion eines Staates in der Ausgestaltung seiner Staatsbürgerschaft während des 19. und 20. Jahrhunderts besitzt das je spezifische Verständnis der Nation einen herausragenden Stellenwert. Der historisch geformte Mehrheitsdiskurs über das maßgebliche Konzept der Nation in einem Nationalstaat wird in der Literatur als verfestigtes ›kulturelles Idiom‹[19] verstanden, das politische Entscheidungen über Ein- und Ausschluss auch über lange Zeiträume nicht nur zu beeinflussen, sondern zu bestimmen vermag. Aus 22dieser Grundüberlegung wird in idealtypischer Formulierung eine griffige Dichotomie zweier Nationskonzepte abgeleitet, denen für die Ausgestaltung der Staatsbürgerschaft entscheidende Wirkung beigemessen wird: Auf der einen Seite steht ein politisches, das heißt von gemeinsamen politischen Werten bestimmtes, maßgeblich am Staat orientiertes Verständnis von Nation, dem eine assimilationsfreundliche und inkludierende Wirkung auf die Politik der Staatsbürgerschaft zugeschrieben wird. Auf der anderen Seite findet sich ein ethnisch-kulturelles Verständnis der Nation, das auf vorstaatlichen Werten und der Vorstellung einer gemeinsamen Abstammung der Nationsangehörigen beruht. Dieses wirkt – so sieht es ein Großteil der Literatur – stärker essenzialistisch, tendiert zur Diskriminierung nach außen und erschwert die Assimilation im Innern der nationalen Gemeinschaft. Lässt sich dieses dichotomische Modell als dominante Erklärung für die Offenheit beziehungsweise Geschlossenheit eines Nationalstaats aufrechterhalten?

      Dieses Buch bestreitet die Erklärungskraft dieses Modells auf der Grundlage historisch-empirischer Befunde für die europäische Geschichte des 20. und 21. Jahrhunderts. Es vertritt demgegenüber die Auffassung, dass die Konzeption der Nation in historischen Umbrüchen der Staatsbürgerschaft nur ein konstitutiver Faktor unter anderen und vielfach nicht der entscheidende ist. Die Institution der Staatsbürgerschaft wirkt in derart viele politische, sozio-ökonomische und kulturelle Lebensbereiche hinein, dass die Interessen und Intentionen der politischen Akteure, die die Staatsbürgerschaft konstituieren, nicht eindeutig oder auch nur überwiegend aus einem spezifischen Nationsverständnis abzuleiten sind. Daher wird in diesem Buch die These vertreten, dass die Konstituierung und der Wandel spezifischer politisch-sozialer Konstellationen ausschlaggebend für den historischen Wandel der Institution Staatsbürgerschaft sind. Unter politisch-sozialen Konstellationen wird dabei die Verbindung von außen-, sozial- und bevölkerungspolitischen Kontextbedingungen mit politisch organisierten Interessen verstanden, die das Konzept und die institutionelle Form der Staatsbürgerschaft über einen bestimmten Zeitraum hinweg prägen. Daraus folgt die Hypothese, dass der Wandel der Konstellation einen Wandel der Institution Staatsbürgerschaft im Spannungsfeld zwischen Inklusion und Exklusion nach sich zieht. Wenn aber für die Ausprägung und den Wandel einer politisch-23sozialen Konstellation und damit der Staatsbürgerschaft kulturelle Konzepte der Nation nur ein Motiv unter anderen sind, erhalten transnationale Erklärungsfaktoren das ihnen gebührende Gewicht: Einflüsse und Transferbeziehungen nicht nur in, sondern auch zwischen den Nationalstaaten formen die Institution der Staatsbürgerschaft maßgeblich mit. Diese äußeren Faktoren werden nur im Vergleich europäischer Staaten und in ihrer Beziehungsgeschichte sichtbar, die dieses Buch unternimmt.

      3. Entwicklungsgefälle von West- nach Osteuropa?

      Ich gehe von dem Befund aus, dass die Staatsbürgerschaft eine gemeineuropäische Institution der rechtlichen und politischen Ordnung im 20. und 21. Jahrhundert darstellt. Einige – wenn auch nicht alle[20] – ihrer zentralen Funktionen[21] sind in allen europäischen Staaten seit dem 20. Jahrhundert zu finden. Wie aussagekräftig ist dieser vergleichende Befund jedoch für die konkrete Ausgestaltung und Wirkungsweise der Staatsbürgerschaft in den jeweiligen Staaten? Lassen sich den einzelnen Nationalstaat übergreifende Muster einer Politik der Staatsbürgerschaft erkennen? Dieses Buch geht der Frage nach, ob und inwieweit sich unter der Oberfläche einer gemeineuropäischen Institution verschiedene ›Pfade‹ der Entwicklung unterscheiden lassen. Ein in der Forschung verbreitetes Interpretationsmuster, das an der engen Verbindung zwischen Konzepten der Nation und der Staatsangehörigkeit festhält, geht von einem markanten Unterschied zwischen West- und Osteuropa aus:[22] Ein dem ›Westen‹ zugeschriebener, politischer, 24für Assimilation offener Typus, der zumeist mit dem Territorialprinzip in eins fällt, wird einem mittel- und osteuropäischen Typus der ethnisch-kulturellen Geschlossenheit gegenübergestellt, der eng mit dem Abstammungsprinzip verbunden ist. Damit wird die These vom Bedingungszusammenhang zwischen Nationskonzeption und Staatsangehörigkeit auf eine geographisch-kulturelle Scheidelinie inmitten Europas projiziert und diese Unterscheidung zu einem qualitativen Gefälle verfestigt. Gibt es also einen ›osteuropäischen‹ Entwicklungspfad der Staatsbürgerschaft, der sich in spezifischer Weise von einem ›westeuropäischen‹ unterscheidet? Ist dieser Unterschied nun systematisch-kategorial oder nur historisch kontingent?

      Die verbreitete These der West-Ost-Dichotomie wird in diesem Buch einer kritischen Überprüfung unterzogen. Gefragt wird, ob das spezifische Übergewicht inklusiver beziehungsweise exklusiver Faktoren wechselnden politisch-sozialen Konstellationen oder aber einem geographisch-kulturellen Gefälle und essenziellen Wesensunterschieden zwischen zwei politischen Hemisphären Europas zuzuschreiben ist. Lässt sich diese Kritik an einer geographisch-kulturellen Essenzialisierung von Systemen der Staatsangehörigkeit auch auf die Entwicklung staatsbürgerlicher Rechte übertragen? Inwieweit setzt die Ausgestaltung der Staatsbürgerschaft in Mittel- und Osteuropa während des 20. Jahrhunderts eine »Modernisierung osteuropäischer Rechte« fort, die im 19. Jahrhundert begann und bisher sowohl in der kultur- wie rechtsgeschichtlichen Forschung weithin übersehen wurde?[23] Auch wenn man die Unterschiede der 25Rechtsentwicklung innerhalb Ost- und Mitteleuropas berücksichtigt, ist die Annahme eines von Westen nach Osten reichenden Modernisierungsgefälles erst noch zu untersuchen, sie ist keinesfalls bereits belegt.

      4. Rückwirkungen der Kolonisierung?

      Inwieweit wirkte die Institution der Staatsbürgerschaft durch die Konstituierung von Zugehörigkeit und Nicht-Zugehörigkeit, Inklusion und Exklusion maßgeblich mit an der Erzeugung und Festschreibung sozialer Hierarchien? Diese Frage zielt vornehmlich auf Beziehungen politischer Abhängigkeit und Unterordnung, und zwar im Verhältnis zwischen Staaten wie auch innerhalb ihrer Staatsgebiete. Die sechs untersuchten Vergleichsländer herrschten im Verlauf des 20. Jahrhunderts über abhängige Territorien beziehungsweise standen selbst untereinander in Verhältnissen der Abhängigkeit. Dies betraf zum einen die außereuropäische koloniale Expansion Großbritanniens, Frankreichs, Deutschlands und Russlands sowie die innereuropäische Kolonisationspolitik Deutschlands und Russlands beziehungsweise später der Sowjetunion. Zum anderen erzeugten die aneinandergrenzenden kontinentalen Staaten im Zuge kriegerischer Auseinandersetzungen des 20. Jahrhunderts immer neue Abhängigkeitsverhältnisse und zwischenstaatliche Hierarchien. Daran lässt sich die völlig zerrissene und gewaltträchtige Geschichte Europas im 20. Jahrhundert ablesen, die Kriege mit weltweiter Wirkung, die Aufspaltung des Kontinents in politische Blöcke sowie die späte Phase der Kolonisierung und die folgende Entkolonialisierung umfasste. In diesen Vorgängen der Usurpation, der maßgeblich durch Zwang bestimmten Festlegung von Zugehörigkeiten und ihrer hierarchischen Abstufungen, kodifizierten Regelungen der Staatsbürgerschaft nicht nur bestehende Machtverhältnisse. Sie konstituierten vielmehr im Zuge von Gebietsveränderungen neue personale Zugehörigkeiten und verfestigten sie entschieden über staatlichen Schutz oder Schutzlosigkeit, Freiheit oder Abhängigkeit, Teilhabe oder Sprachlosigkeit, über das Recht zu bleiben oder den Zwang zum Weggehen – also über »exit« 26und »voice«[24] – damit auch über die existenziellen Lebenschancen vieler Millionen Europäer. Das führt zu der Frage, ob und inwieweit die in den Regelungen der Staatsbürgerschaft verfestigten Normierungen und Imaginationen ethnisch-rassischer Hierarchien die ihnen zugrunde liegenden politischen Machtverhältnisse der Kolonisation und Besatzung zeitlich überdauerten. Wirkte nicht die Exklusion der Kolonisierten von den Rechten der Staatsbürgerschaft auf die Politik der Zugehörigkeit in den Metropolen zurück? Führten koloniale Diskriminierungen zu fortwirkenden rechtlichen und sozialen Hierarchien in postkolonialen Gesellschaften angesichts postkolonialer Migration? Inwieweit überdauerten umgekehrt unter Zwang durchgesetzte Zuschreibungen staatlicher und ethnischer Zugehörigkeit die Zeiten gewaltsamer Besetzung und Annexion und wurden danach von den befreiten Staaten gegen die ehemalige Besatzungsmacht gewandt? Kurz: Prägten institutionalisierte Hierarchien staatsbürgerlicher Rechte Linien der Kontinuität im 20. und 21. Jahrhundert aus, die aus politischen Konstellationen der Diskriminierung und Gewaltherrschaft in solche vermeintlich gesicherter Gleichberechtigung und Partizipation hineinreichten?

      5. Instrument sozialer Abstufung?

      Jenseits von Kolonisation und Okkupation konstituiert und verfestigt die Politik der Staatsbürgerschaft rechtliche Abstufungen und soziale Hierarchien in der gesellschaftlichen Ordnung von Staaten. Die Scheidelinie zwischen denjenigen, die die vollen Rechte von Staatsbürgern genießen, und denen, die davon ausgeschlossen werden, bildet die in einer Gesellschaft politisch dominanten Diskurse und Normen über Zugehörigkeit ab. Diese Scheidelinie verschiebt sich im Verlauf des 20. Jahrhunderts und wird zudem von Land zu Land in Europa verschieden gezogen. Lässt sich dennoch im historischen Längsschnitt eine Grundtendenz für Europa erkennen? Gibt es einen Zuwachs an Inklusion in die Rechte der Staatsbürgerschaft? Werden alte Formen der Exklusion durch neue ersetzt?

      Diese Frage betrifft all diejenigen Gruppen, die sich von poli27tisch dominanten Normen der Zugehörigkeit unterscheiden oder als von diesen abweichend wahrgenommen werden. Die Bandbreite reicht von neu ins Land kommenden Immigranten bis hin zu Gruppen aus der Mitte der autochthonen Bevölkerung, die als »rassisch« oder kulturell deviant stigmatisiert und diskriminiert werden. Um dem Vergleich zwischen europäischen Ländern eine gemeinsame Basis zu geben, konzentriert sich die Darstellung auf zwei Gruppen: auf Frauen und Juden, die in allen untersuchten Ländern über längere Zeiträume von den Rechten der Staatsbürgerschaft ganz oder teilweise ausgeschlossen beziehungsweise in deren Ausübung eingeschränkt wurden. Die Frage nach dem Grad und den Gründen der Exklusion dieser beiden Gruppen von staatsbürgerlichen Rechten durchzieht das Buch als ein Leitmotiv. Diese Auswahl kombiniert zudem zwei Gruppen, die nach den Kriterien der Quantität beziehungsweise Qualität aus dem Spektrum der Diskriminierungen herausragen: Frauen waren die größte Gruppe, die in den untersuchten Ländern hinsichtlich ihrer Staatsbürgerrechte systematische Diskriminierung erfuhren. Juden waren die am schärfsten benachteiligte Minderheit, deren Diskriminierung bis hin zur existenziellen Vernichtung reichte.

      Ausgehend von diesen Fragestellungen wird die Staatsbürgerschaft als analytische Sonde angelegt, um die Geschichte Europas im 20. und 21. Jahrhundert in ihren nationalen Unterschieden, aber auch in ihren Gemeinsamkeiten und Transferbeziehungen zu untersuchen, die nationale und regionale Grenzen überschreiten. Nur so lassen sich die historischen Voraussetzungen dreier miteinander verbundener Fragen klären, die zu einer zentralen Problemstellung der europäischen Integration an der Wende zum 21. Jahrhundert führen. Repräsentiert die Institution der Staatsbürgerschaft zu Beginn des 21. Jahrhunderts eine Institution des Ius Publicum Europaeum?[25] Lassen sich, und zwar über ein Jahrhundert hinweg, Tendenzen der Konvergenz nationalstaatlicher Entwicklungen der Staatsbürgerschaft feststellen oder überwiegt die Divergenz? Zugespitzt lässt sich fragen: Was besagt die Geschichte der Staatsbürgerschaft über die Bedingungen der Möglichkeit und die 28Entwicklungschancen einer europäischen »Unionsbürgerschaft«? Inwieweit stützt sie die weitverbreitete Erwartung, die Integration Europas vollziehe sich zunächst und vor allem durch das Recht?

      Quellen und Literatur

      Schreibt man die Geschichte europäischer Staaten des 20. und 21. Jahrhunderts anhand der Staatsbürgerschaft, stehen rechtliche Quellen im Vordergrund. In dieser Studie bilden deshalb rechtliche Normen der Staatsangehörigkeit und der staatsbürgerlichen Rechte den Ausgangspunkt. Diese werden in ihrer Entstehung und politischen Umsetzung ebenso wie in ihrer gesellschaftlichen Bedingtheit und Wirkung analysiert.

      Angesichts des weiten zeitlichen und räumlichen Vergleichsrahmens sowie der überaus heterogenen Literaturlage bedarf es gewisser eingrenzender Vorentscheidungen. Die herangezogenen Quellen betreffen vor allem normative Entscheidungen legislativer und administrativer Akteure, in einzelnen Fällen auch die Praxis der Normanwendung. Letztere umfasst vor allem Akte von Einbürgerungsbehörden, Polizeidienststellen etc., während judikative Interpretationen und Korrekturen der administrativen Praxis nur in ausgewählten Fällen Berücksichtigung finden. Hinzugezogen werden vielfach auch zeitgenössische Diskurse der Wissenschaft, insbesondere der Rechtswissenschaft. Die Perspektive der individuellen und kollektiven Erfahrungen historischer Akteure systematisch einzubeziehen, wäre sicher erhellend, kann hier aber nur beispielhaft geschehen. Die Erfahrungen abgelehnter Einbürgerungsbewerber und diskriminierter Minderheiten zum Beispiel wären vermutlich ebenso aufschlussreich für das Verständnis von Staatsbürgerschaft wie umgekehrt Erfahrungen von Inklusion und Integration, die aufgenommene Zuwanderer machen. Indessen werden Erfahrungen dort, wo sie sich kollektiv politisch äußern – zum Beispiel in Petitionen und Protesten –, in die Argumentation einbezogen. Weiterhin systematisch verwertet werden Statistiken und Materialien zur Geschichte der Bevölkerung, zur Migration und zur sozialen Entwicklung der untersuchten Länder.

      Diese Schwerpunktsetzung im Hinblick auf normative Quellen beruht nicht auf einer methodischen Verengung. Jeder modernen 29Geschichtsschreibung ist geläufig, dass die politisch-soziale Wirkung einer rechtlichen Institution nur zum Teil aus der historischen Analyse ihrer normativen Grundlagen rekonstruiert werden kann. Deshalb werden hier immer wieder Quellen der Bevölkerungs- und Gesellschaftsgeschichte sowie zeitgenössische politische Diskurse herangezogen. Das Übergewicht politisch-normativer Quellen wird hier jedoch nicht einfach nur in Kauf genommen. Es rechtfertigt sich gleichermaßen aus dem Forschungsstand und dem konzeptionellen und synthetischen Anspruch dieser Studie. Es fehlen nämlich Untersuchungen zur rechtlichen und sozialen Praxis der Staatsbürgerschaft in den sechs Vergleichsländern. Selbst in den vergleichsweise besser erforschten Ländern Großbritannien, Frankreich und Deutschland, die ausgeprägte Forschungstraditionen zu den klassischen politisch-theoretischen Begriffen citizenship, citoyenneté, Staatsbürgerschaft und Staatsangehörigkeit aufweisen, fehlen – zum Teil selbst zu zentralen Aspekten – historisch-empirische Studien, beispielsweise zur Praxis der Einbürgerung und der sozialen Verteilung staatsbürgerlicher Rechte.[26] Besonders fragmentarisch ist die Forschungslage in den mittel- und osteuropäischen Vergleichsländern, in denen die Problemstellung des vorliegenden Buches erst in Ansätzen aufgenommen wird. Eine Leerstelle weist die bestehende Literatur schließlich hinsichtlich eines genuin europäischen Vergleichs auf.[27] Die vorliegende Studie ist die erste, die in historisch-empirischer Analyse die Politik der Staatsbürgerschaft sowohl in west- als auch in osteuropäischen Ländern behandelt. Dabei wird historische, soziologische und rechtswissenschaftliche Forschungsliteratur aller untersuchten Länder – auch in den jeweiligen Sprachen – herangezogen. Ich versuche die erste Synthese einer Geschichte der Staatsbürgerschaft in Europa seit Beginn des 20. Jahrhunderts, die West- und Osteuropa gleichermaßen behandelt.

      30Der Anspruch dieses Buches besteht darin, die weitgespannte Diskussion über Staatsbürgerschaft (citizenship, citoyenneté, obywatelstwo, občanství, гражданство) unter neuen Fragestellungen historisch zu analysieren und die Ergebnisse für zentrale Problemstellungen der europäischen Gegenwart fruchtbar zu machen.

      Die hier vorgelegte Untersuchung versteht sich als eine Geschichte europäischer Staatlichkeit seit dem 20. Jahrhundert am Leitfaden der Staatsbürgerschaft. Sie richtet sich an ein Publikum, das insbesondere aus historischer, soziologischer und juristischer Perspektive an Grundproblemen der Entwicklung Europas seit dem Ende des 19. Jahrhunderts interessiert ist. Es geht ihr um den historischen Gehalt und die zukünftigen Chancen europäischer Staatsbürgerschaft in einer Welt der Globalisierung.


      31Kapitel I 
Vielfalt und Abgrenzung 
Nationale und imperiale Politik der Staatsbürgerschaft um 1900

      Europa um 1900 war ein Kontinent im Umbruch. Europäische Imperien beherrschten die Welt und rangen um Einflusssphären in Übersee ebenso wie in ihren eigenen Staaten. Um die territoriale Abgrenzung von Machtsphären und die Herrschaft über Personen wurden entscheidende Auseinandersetzungen mit politischen, wirtschaftlichen und militärischen Mitteln ausgetragen. Noch beschränkten sich – überraschenderweise angesichts der weltweiten Gewaltausbrüche in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts – die gewaltsamen militärischen Auseinandersetzungen auf Gebiete außerhalb Europas.[1] Doch auch auf dem europäischen Kontinent wurde der Status quo imperialer Machtverteilung zunehmend in Frage gestellt und vielfach heftig bekämpft. Die nationalen Bewegungen Ostmitteleuropas zum Beispiel kämpften um eine politisch und kulturell selbstbestimmte Staatlichkeit. So drängten Tschechen und Slowaken aus dem Verband der habsburgischen Doppelmonarchie heraus. Der Kampf der Polen – das heißt der Menschen mit polnischer Nationalität – um die Wiedergewinnung ihrer ein Jahrhundert zuvor zerstörten Staatlichkeit setzte die Teilungsmächte Russland und Österreich wie auch das Deutsche Kaiserreich unter Führung Preußens politisch unter Druck. Im Westen des Deutschen Reiches stürzte die Annexion Elsass-Lothringens das Verhältnis zu Frankreich in eine latente Dauerkrise und erzeugte hier ebenso wie im annektierten Nordschleswig starke separatistische Bestrebungen. An den westlichen und südlichen Rändern des europäischen Kontinents verloren imperiale Mächte an Einfluss. Spanien, Portugal und die Niederlande waren im Kampf um überseeische Territorien und Einflusssphären längst von den ›neuen‹ Kolonialmächten Großbritannien, Frankreich und Deutschland zurückgedrängt worden. Auf dem Balkan hatten sich mit Grie32chenland, Bulgarien und Rumänien neue Nationalstaaten aus dem in Auflösung begriffenen Osmanischen Reich gebildet. Serbien mit seiner starken Nationalbewegung kämpfte um seine endgültige Trennung vom Habsburgerreich. Großbritannien war aufgrund der geographischen Sondersituation der Insel und der territorialen Ausrichtung des British Empire auf maritime, überseeische Interessen zwar nicht direkt beeinflusst von den nationalpolitischen Spannungslinien, die den Kontinent durchzogen, stand aber vor einem eigenen nationalen Konfliktherd: dem Sezessionsstreben der Iren.[2] Insgesamt, so wird in der Rückschau aus dem 21. Jahrhundert deutlich, zeichnete sich die Dämmerung der alten europäischen Imperien ab. Der Kampf um territoriale Einflusssphären außerhalb und innerhalb des europäischen Kontinents verschärfte sich in den imperialen Metropolen noch durch nationalistische Bestrebungen, wie das Beispiel des Deutschen Kaiserreichs zeigt.[3] Mehr noch: Die imperialen Ambitionen gerieten in Widerspruch, ja scharfen Gegensatz zu den starken nationalen Bewegungen. Die Kampflosung der nationalstaatlichen Autonomie trug einen revolutionären Sprengsatz in den während des langen 19. Jahrhunderts scheinbar fest gefügten politischen Bau Europas.

      Das Jahr 1900 stellt keine Zäsur in der europäischen Geschichte dar, aber es illustriert einen Wandel. Die Spanne zwischen der Jahrhundertwende und dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs war die Hochzeit des europäischen Imperialismus. Sie leitete zugleich die Hochphase des Nationalismus ein, der zentralen politischen Legitimationsidee des Staates seit der Französischen Revolution. »Empire-building« und »nation-building« trafen hierbei zusammen in der Fixierung auf den Raum als materielle Grundlage und Symbol der Erringung und Festigung politischer Macht. Stießen sich hingegen Imperialismus und Nationalismus als Gegensätze im Raum, behielten die Nation und die nationalen Bewegungen zu Beginn des 20. Jahrhunderts die Oberhand. Das Prinzip der Nation und das eines – zu erkämpfenden beziehungsweise zu befestigenden – Nationalstaats verfügten über eine Massenbasis in der europäischen 33Bevölkerung und mobilisierten eine einzigartige politische Durchschlagskraft. Die Verheißungen von politischer und kultureller Autonomie sowie sozialer Emanzipation und Sicherheit, die sich in der Idee des Nationalstaats bündelten, waren politisch konkreter und räumlich greifbarer als die kulturell inhomogeneren, politisch lockereren und ökonomisch fluideren Strukturen der Imperien.

      Neuere Forschungen zeigen, wie sehr der transkontinentale imperiale Ausgriff einer Gesellschaft gerade die Nationalisierung der metropolitanen Gesellschaft und damit die Herausbildung nationaler Eigenheiten und Abgrenzungen befördern konnte.[4] Nationale Identitätsvorstellungen und die Wahrnehmung der Unterschiedlichkeit des Anderen konstituierten und verstärkten sich vielfach aufgrund der Konfrontation mit dem Fremden im Zuge transnationaler Grenzüberschreitungen oder globaler Entgrenzungen. Dieser Zusammenhang zeigte sich in verschiedenen Bereichen. Die seit der Mitte des 19. Jahrhunderts ansteigende Mobilität europäischer Gesellschaften über nationale Grenzen hinweg erreichte um die Jahrhundertwende einen Höhepunkt und löste gerade in den prosperierenden europäischen Industriestaaten eine scharfe Gegenbewegung der Kontrolle und Ablehnung aus.[5] Die Intensivierung und Radikalisierung nationaler Bewegungen in den europäischen Staaten der Jahrhundertwende entsprang vielfach der Wahrnehmung einer Bedrohung von außen, symbolisiert und verstärkt durch die Einwanderung als zutiefst fremd empfundener und deshalb als national minderwertig abgewerteter Bevölkerungsgruppen. Die Notwendigkeit, dasselbe Territorium und dessen Ressourcen mit ›Fremden‹ teilen zu müssen, schärfte das Bedürfnis nach personaler Identitätsbestimmung und Abgrenzung innerhalb eines nationalstaatlichen Territoriums. Dadurch wurde ein integraler Nationalismus gestärkt, der am Ende des 19. Jahrhunderts in Europa den liberalen, emanzipatorischen Nationalismus der ersten Jahrhunderthälfte verdrängte und auf eine massenhafte Basis für 34eine umfassende, quasi-religiöse Verbindlichkeit der Nation als Höchstwert des politischen Lebens setzte.[6]

      Damit ging häufig die Konstituierung sowie Schärfung der Unterscheidung zwischen nationalen Mehrheiten, die zu Staats- beziehungsweise Titularnationen wurden, und Minderheiten innerhalb eines Nationalstaats oder Imperiums einher.[7] In dieser Unterscheidung lag vielfach nicht nur eine Differenzierung, sondern eine Wertabstufung, die sich in systematischer Diskriminierung bis hin zur gewaltsamen Bedrohung der Minderheiten niederschlagen konnte. Verschärft wurde die Legitimation nationaler Diskriminierung durch ethnische und »rassische« Qualitätskriterien. Insbesondere die Juden, die in allen europäischen Ländern eine zunächst religiös definierte Minderheit darstellten, gerieten zur Zielscheibe national, ethnisch, schließlich rassistisch begründeter Ausgrenzung, Diskriminierung und Verfolgung.[8] In Nationalstaaten, die ihre Zugehörigkeit zunehmend nach ethnischen Kriterien bestimmten, waren Juden als »Nomaden« die genuin Fremden, Nicht-Nationszugehörigen, und damit angreifbar.[9] Der Antisemitismus war ein staatenübergreifendes Verbindungsstück der Nationalisierungsprozesse Kontinentaleuropas um die Jahrhundertwende.[10]

      35Der europäische Nationalstaat an der Wende zum 20. Jahrhundert wurde zunehmend zu einem Wohlfahrtsstaat. Der Industrialisierungsschub, der Europa seit der Mitte des 19. Jahrhunderts erfasst hatte, baute die verbliebenen Reste der ständischen Gesellschaft ab, brachte aber neue Hierarchien und Klassenkonflikte hervor, deren Schärfe eine staatliche Intervention zur Aufrechterhaltung des inneren Friedens verlangte. Zwar bestanden beträchtliche Unterschiede der Entwicklung, beispielsweise zwischen dem industriellen Vorreiter in England und dem noch stark agrarisch geprägten Russland, doch war der Entwicklungstrend in fast allen europäischen Ländern gleich:[11] Die ländliche Bevölkerung zog auf der Suche nach Arbeit in die von der Industrie geprägten städtischen Zentren. Die massenhafte Pauperisierung großer Gruppen der Bevölkerung, ihre äußerst bedrückenden Lebens- und Arbeitsbedingungen angesichts des wachsenden Wohlstands der besitzenden Klassen führten zur politischen Radikalisierung und zur allmählichen Organisation der Arbeiterinteressen in Parteien und Gewerkschaften. Zwei Entwicklungen liefen somit zusammen: die verstärkte Repräsentation und Partizipation der Arbeiterinteressen in staatlichen Gremien und Institutionen einerseits und die zunehmende Intervention des Staates in die Wirtschaft andererseits. Je mehr der Staat als Interventionsstaat Mitverantwortung für die Organisation der Wirtschaft übernahm, wurde er zum Adressaten von Forderungen. Dazu gehörten zum einen kollektive Forderun36gen nach einer gerechteren Neuorganisation der Wirtschaft. Zum anderen betraf dies individuelle Forderungen nach Gewährleistung sozialer Sicherheit und Schutz gegen Ausbeutung. Gemeinsam war, dass sich beide Typen sozialer Forderungen zunehmend des Rechts als Instrument bedienten. Das Recht sollte Sphären von Anspruchsrechten in sozialen Konflikten gegeneinander abgrenzen und vor allem individuelle Ansprüche begründen.[12] Der soziale Interventionsstaat trieb die Verrechtlichung der Sozialbeziehungen als Mittel der Aufrechterhaltung einer friedlichen Ordnung voran. Die Verwissenschaftlichung des Rechts und die Ausdifferenzierung seiner Handlungsformen, die am Ende des 19. Jahrhunderts in allen europäischen Staaten anzutreffen sind,[13] begünstigten die Entwicklung zum Wohlfahrtsstaat und profitierten zugleich von ihr.

      Der Interventions- und Sozialstaat war zugleich ein kontrollierender Staat, der die verbesserten Techniken der Erfassung zur systematischen Erhebung sozialer Daten und damit zur Kontrolle der Gesellschaft einsetzte. Die optimierten Methoden statistischer Erhebung lieferten Daten über Eigentumsverteilung und soziale Ungleichheit, Bevölkerungsentwicklung und Wehrfähigkeit, die Verteilung der Religionen und Nationalitäten im Land, die Zahlen der Ein- und Auswanderer, der Ausländer und der Einbürgerungen. Die Professionalisierung und die Verwissenschaftlichung staatlichen Handelns schritten mit neuen technischen Methoden voran. Neu entstehende wissenschaftliche Disziplinen, die Sozialwissenschaft, die Bevölkerungswissenschaft und Zweigdisziplinen der Medizin, interpretierten und verwerteten die erhobenen Daten und nahmen teil am öffentlichen politischen Diskurs über die großen Zeitfragen: über die ›soziale Frage‹, die Erfassung und Planung der Bevölkerungsentwicklung sowie über die Gestaltung der Gesundheitsfürsorge.[14] Wissenschaftler traten unter Berufung auf 37ihre Expertise in politischer Absicht auf, zugleich wurde die Politik wissenschaftlicher, indem sie sich vermehrt auf wissenschaftlichen Sachverstand berief und diesen in internen Entscheidungsvorgängen verarbeitete. Diese Entwicklungen waren vielfach bedingt durch tief greifende Veränderungen im institutionellen Apparat des Staates oder gingen mit diesen einher. Die Präzisierung des statistisch gewonnenen Wissens über gesellschaftliche Entwicklungen hing mit neuen Grenzziehungen zusammen, die der National- und Sozialstaat zwecks gezielterer Verteilung seiner Ressourcen vornahm. Die »juristische und materiale Konsolidierung nationaler Grenzen«[15] vollzog sich auf mehreren Ebenen. Einerseits lag die Verrechtlichung der Unterscheidung von innen und außen, von zugehörig und nicht-zugehörig im Zug einer Zeit sich vertiefender nationaler sowie territorialer Demarkationen.[16] Andererseits wurde Legalität als Funktionsmodus einer stetig expandierenden Bürokratie (Max Weber) des modernen Industriestaats gerade dort immer wichtiger, wo es die Grenze der Verfügungsmacht des Interventionsstaats nach innen und des Nationalstaats nach außen zu bestimmen galt.

      Genau an der Schnittstelle der prägnanten Entwicklungslinien modernisierter Staatlichkeit im 19. Jahrhundert lag das Rechtsinstitut der Staatsbürgerschaft. Es verkörperte das Bedürfnis nach präziser bürokratisierter Bestimmung der Zugehörigkeit zum Interventions- und Militärstaat. Es ging darum, die Zahl und Behandlung der Armen sowie der Soldaten festzulegen, die Zugehörigkeit zur Nation und damit zum Nationalstaat zu kennzeichnen, schließlich die Bürger des Nationalstaats mit besonderen, von Nicht-Zugehörigen abgehobenen Rechten und Pflichten auszustatten. Das 19. Jahrhundert zeichnete sich gegenüber vorangehenden Jahrhunderten durch immer schärfere Grenzziehungen im Dienste staatlicher und nationaler Abgrenzung aus, und zwar in zweifacher Form: Neben der Territorialisierung staatlicher Herr38schaft stand ihre personale Abgrenzung.[17] Die Staatsbürgerschaft wurde zum herausragenden Instrument staatlichen Rechts, um die Grenze des Nationalstaats als Herrschaft über Personen zu markieren.

      Ebendiesem Bedürfnis des Nationalstaats nach rechtlicher Abgrenzung und deren verwaltungstechnischer Umsetzung folgte die Welle von Kodifikationen der Staatsangehörigkeit in europäischen Ländern an der Wende zum 20. Jahrhundert.[18] Einbürgerungen wurden verwaltungsintern immer präziser und für größere Territorien zentral vorgenommen. Neue Gesetze regelten die Ein- und Auswanderung. Insbesondere die Niederlassungs- und Arbeitsberechtigung ausländischer Arbeitnehmer wurde zum hochpolitischen Streitobjekt konkurrierender Ansprüche, die eines rechtlich geregelten Ausgleichs bedurften. Dementsprechend spielten amtliche Dokumente, die die Staatsangehörigkeit und Reiseberechtigung belegten, sowie Reisepässe und Visa[19] eine zunehmende Rolle.[20] Damit einher ging der Ausbau staatlicher Institutionen zur Kontrolle der territorialen Außengrenzen, Grenzanlagen und -behörden sowie jener Zweige der Verwaltung, die die Berechtigung zu Aufenthalt und Arbeit im Staatsgebiet und zum Empfang staatlicher Leistungen prüften.[21] Die Liberalität des 19. Jahrhunderts,[22] die zugunsten der territorialen Mobilität und freien Verfügbarkeit der Arbeit Grenzziehungen aufgegeben oder unterlassen hatte, wich allmählich einem System der Verstaatlichung territorialer Mobilität 39entsprechend protektionistischen Regimen im grenzüberschreitenden Warenverkehr.

      Die Entwicklungen zum National-, Interventions- und Wohlfahrtsstaat verknüpften sich im Prozess der Konstitutionalisierung staatlicher Gewalt, der die europäischen Staaten im Verlauf des 19. Jahrhunderts nachhaltig prägte.[23] Politisch getragen von liberalen, zunehmend auch demokratischen Bewegungen, gewann die Konstitutionalisierung als Bindung der Staatsgewalt an eine höchste rechtliche Norm ganz neue politische Legitimität und Durchschlagskraft. Diese konstitutionelle Bindung der Staatsgewalt vollzog sich unterschiedlich, und zwar je nach monarchischer oder republikanischer Staatsform: zum einen durch die Selbstbindung beziehungsweise Bindung monarchischer Gewalt an eine Verfassung, an der das Volk mitwirkte, zum anderen durch die Gründung der Staatsgewalt allein auf die Souveränität des Volkes. In beiden Fällen erhielt staatliche Machtausübung in Europa ihre Zielsetzung, Organisation und vor allem ihre Begrenzung aus dem Text geschriebener Verfassungen. Diejenigen europäischen Staaten, die sich in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts politisch neu konstituierten wie Italien, das Deutsche Reich, Bulgarien und Rumänien taten dies auf der Grundlage einer Verfassung. Selbst der autokratische russische Staat band sich zu Beginn des 20. Jahrhunderts an eine Konstitution.[24] Annähernd alle europäischen Verfassungen, die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts entstanden, sowie alle Verfassungen des beginnenden 20. Jahrhunderts enthielten 40Regelungen über die Definition der Staatsangehörigkeit und die Rechtsstellung von Ausländern.[25] Sie bezogen sich auf die Nation und die ihr zugeschriebenen Eigenschaften. Eine zentrale Zwecksetzung der liberalen Verfassungsbewegung, den intervenierenden und lenkenden Staat an feste Rechtsregeln zu binden, erfüllten die teils ausführlichen Grundrechtskataloge der Verfassungen. Sie garantierten Rechte und Freiheiten der Staatsbürger und statuierten die auf den Staat bezogenen Pflichten der Bürger. Das Kernanliegen der Verfassungen, Gleichheit und Freiheit der Bürger gegenüber dem Staat zu garantieren, erfüllten vor allem zivile Rechte. Sie garantierten in erster Linie das Recht auf Freiheit vor ungesetzlichen Eingriffen des Staates, den Schutz des Eigentums, der Privatsphäre, der freien Meinungsäußerung und der Vereinigungsfreiheit. Hinzu kamen politische Rechte der Teilhabe an Wahlen und der Mitwirkung in Vertretungskörperschaften. Noch wurden keine sozialen Rechte kodifiziert, die den Schutz des Einzelnen vor den Risiken des Erwerbslebens und seine Teilhabe an den Produktionsmitteln gewährleistet hätten. Insgesamt jedenfalls zeichnete sich ein konstitutionell begründetes, neues Verhältnis zwischen Staat und Individuum ab: Der im liberalen Zeitalter des 19. Jahrhunderts gesetzlich ausgebaute Rechtsschutz hatte im Verhältnis zwischen Bürgern – zunehmend auch gegenüber dem Staat – ein System ›subjektiver Rechte‹ geschaffen,[26] das einen rechtsstaatlich gesicherten Schutz vor gesetzwidrigen Freiheitseingriffen gewährte, die der Staat selbst vorgenommen hatte oder deren rechtliche Ahndung er garantierte. Die konstitutionelle Festlegung dieser individuellen Rechte bekräftigte diese als Bürgerrechte im herausgehobenen Rang der Verfassungsgarantie. Daran wurde einmal mehr die zeitlich und sachlich 41enge Verbindung zwischen der Konstitutionalisierung staatlicher Herrschaft und ihrer Nationalisierung deutlich. Die individuellen Rechte auf Verfassungsebene wurden weithin als Staatsbürgerrechte gewährt. Eine Reihe von Garantien bürgerlicher Freiheit und alle Rechte politischer Teilhabe kamen vorrangig den Staatsangehörigen des betreffenden Staates zugute. Sie waren nicht als Menschenrechte gewährleistet, somit nicht als Rechte für alle Menschen, die im Territorium eines Staates dessen Herrschaft unterlagen.

      An der Wende zum 20. Jahrhundert waren damit alle politischen und rechtlichen Elemente der Staatsbürgerschaft als Institution des konstitutionellen Nationalstaats in Europa voll ausgebildet. Die nationale Praxis entschied darüber, ob von diesem Instrument mehr im Sinne des Ausschlusses oder des Einschlusses in eine nationalstaatliche oder imperiale Gemeinschaft Gebrauch gemacht wurde.

      Die Entwicklung der Zugehörigkeitskonstruktionen zwischen hergebrachter »Untertanschaft« und moderner »Staatsbürgerschaft« wird im Folgenden anhand von vier europäischen Imperien dargestellt, die in unterschiedlichem Umfang den nationalen beziehungsweise imperialen Charakter ihrer Politik der Zugehörigkeit innerhalb Europas akzentuierten. Während der ›späte Nationalstaat‹ Deutschland seine Staatsbürgerschaft zu einer Institution geschlossener (National-)Staatlichkeit durch Stärkung einer nationalen Abstammungsgemeinschaft ausbaute (Abschnitt 1.), bildete Frankreich in Abgrenzung zu Deutschland eine spezifisch nationale Form der Staatsbürgerschaft durch deren verstärkte Territorialisierung aus (Abschnitt 2.). Das kontinentale Imperium des russischen Zarenreiches hielt an tradierten, ständisch und regional fragmentierten Formen der »Untertanschaft« fest, denen gegenüber sich um 1900 erst ansatzweise Konzepte staatsbürgerlicher Gleichheit durchzusetzen begannen (Abschnitt 3.). Im British Empire war das Festhalten am tradierten gemeinsamen Status der »subjecthood« ganz vom Zweck der politischen Integration eines weltumspannenden, in sich kulturell und ethnisch äußerst heterogenen Imperiums bestimmt. Unter der Oberfläche der gemeinsamen »subjecthood« zeichneten sich hingegen ausgeprägte Hierarchien der Zugehörigkeit ab. Sie wurden begründet mit der Herkunft aus einem bestimmten Territorium, das seinerseits spezifisch ethnisch konnotiert war (Abschnitt 4.).

      421. Eine Institution geschlossener Staatlichkeit: Staatsbürgerschaft im Deutschen Reich

      Deutschland war ein später Nationalstaat, verglichen mit den früh geeinten Territorialstaaten Frankreich und Spanien, aber auch mit den Niederlanden und Griechenland. Bis 1871 verfügte der Bund aus Flächenstaaten und Städten, der aus dem Zerfall des Heiligen Römischen Reiches zu Beginn des 19. Jahrhunderts hervorgegangen war, über keine gemeinsamen Außengrenzen. Die deutschen Staaten verstanden sich gegenseitig als Ausland, gaben eigene Pässe für Bayern, Preußen etc. aus und kontrollierten ihre Grenzen. Die Zugehörigkeit zum Staat wurde deshalb seit Beginn des 19. Jahrhunderts als Zugehörigkeit zum Territorialstaat definiert, der teils historisch-dynastisch gewachsen, teils aus den Gebietsneuverteilungen des frühen 19. Jahrhunderts hervorgegangen war. Die deutsche Nationalbewegung, die zu Beginn des 19. Jahrhunderts entstand, ging zwar von diesen Territorien aus, zielte aber darüber hinaus auf den Zusammenschluss zu einem geeinten nationalen Ganzen. Die Genese der Staatsangehörigkeit als einer juristischen Institution aller deutschen Einzelstaaten war daher vornational. Sie beruhte auf besonderen Gesetzen, die seit Beginn des 19. Jahrhunderts in mehr und mehr Staaten erlassen wurden, sowie auf zwischenstaatlichen Verträgen, die Fragen der Aufenthalts- oder Arbeitsberechtigung grenzüberschreitender Migration klärten.

      Am Modellfall Preußens, des – neben Österreich – politisch und industriell führenden Staates im Deutschen Bund von 1815, wird die Verflechtung politischer und sozialer Gründe für die Entstehung der Staatsangehörigkeit anschaulich: 1842 wurde erstmals die preußische Staatsangehörigkeit in einem gesonderten Gesetz, dem »Untertanengesetz«, geregelt.[27] Dahinter stand zunächst das Bedürfnis, die uneinheitlichen Zugehörigkeitsregeln in einem territorial und politisch überaus heterogenen Staatswesen zu vereinheitlichen, das erst aufgrund des Wiener Kongresses von 1815 neu zusammengefügt worden war. Diese Uneinheitlichkeit wurde zum Hindernis im tief greifenden sozialen und wirtschaftlichen Umbruch, der mit dem Übergang vom Agrar- zum Industriestaat in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts verbunden war. Landflucht 43und sprunghaft wachsende innere Migration im Zuge eines raschen Urbanisierungsprozesses, massenhafte Auswanderung in andere deutsche oder überseeische Gebiete warfen die Frage nach einer präzisen, innen- wie außenpolitisch verbindlichen Klärung der staatlichen Zugehörigkeit auf. Denn sie war geknüpft an eine wachsende Zahl von Rechten und Pflichten, die allmählich von der lokalen auf die zentrale staatliche Ebene übertragen wurden. Das preußische Untertanengesetz entstand als integrativer Teil einer grundlegenden Sozialgesetzgebung, die auf zentraler staatlicher Ebene Fragen der kommunalen Niederlassung und Armenfürsorge regelte.[28] Das Gesetz folgte insofern einem modernen Prinzip, als es die Einbürgerung nunmehr – im Unterschied zum absolutistischen Staat – an den individuellen Willen der Einwandernden sowie an die ausdrückliche Aufnahme und nicht mehr automatisch an den Aufenthalt im Land knüpfte. In Entgegensetzung zu ständisch-territorialen Traditionen schuf das Gesetz eine weitere folgenreiche Neuerung: Es machte die Abstammung von Staatsangehörigen anstelle der Gebietszugehörigkeit zum Leitprinzip des Staatsangehörigkeitserwerbs durch Geburt. Bei der Entstehung des preußischen Gesetzes spielte indessen kein Bezug auf eine als organische Abstammungsgemeinschaft verstandene ›Nation‹ eine Rolle. Die Abstammung wurde vielmehr als ›natürliches Prinzip‹ gesehen, dem im Sinne einer rationellen Verwaltung der Vorteil genauerer Bestimmbarkeit im Vergleich zum Prinzip des fluktuierenden Aufenthalts zugeschrieben wurde.

      Das preußische Gesetz, das noch ganz in der monarchischen Tradition von »Untertanen« und nicht von Staatsbürgern sprach, wurde gleichwohl zum Prototyp des neuen Staatsangehörigkeitsrechts im deutschen Nationalstaat. Das erste Staatsangehörigkeitsgesetz des 1871 gegründeten Deutschen Reiches entsprach bis ins Detail dem preußischen Recht.[29] Auch nach 1871 gab es jedoch keine ausschließlich nationale Staatsangehörigkeit des Deutschen Reiches. Deutscher, das heißt Angehöriger des Deutschen Reiches, wurde man erst durch den Erwerb der preußischen beziehungsweise bayerischen etc. Staatsangehörigkeit. Die Innenbehörden der je44weiligen Bundesstaaten nahmen die Einbürgerungen vor und stellten Pässe aus, die das Hoheitszeichen des jeweiligen Bundesstaates und zugleich die Aufschrift »Deutsches Reich« trugen. Die darin symbolisierte föderative Verteilung der Zuständigkeit im Bundesstaat »Deutsches Reich« hatte auch politische Konsequenzen. Die Behörden der Bundesstaaten nutzten die vom Reichsgesetz eingeräumten Spielräume für eine vielfach erheblich divergierende Einbürgerungspraxis aus.[30]

      Es gab also nicht von 1871 an eine Staatsangehörigkeitspolitik im föderativen Nationalstaat Deutsches Reich. Vielmehr bedurfte es eines längeren, Jahrzehnte währenden Prozesses der Nationalisierung, das heißt einer administrativen Angleichung der Einbürgerungspolitik nach gemeinsamen ›nationalen‹ Kriterien. Preußen, das wegen seiner Größe und seiner wirtschaftlichen und politischen Macht die Führungsrolle im Prozess der nationalen Einigung eingenommen hatte, trieb auch die Nationalisierung der Einbürgerungspolitik aufgrund einer Herausforderung voran, die vor allem das preußische Gebiet mit seinen Grenzen nach Dänemark und dem östlichen Mitteleuropa betraf. Es war die Frage nach der Stellung der nationalen Minderheiten und der damit verbundenen Immigrationspolitik, die die Politik der Staatsangehörigkeit im Reich stärker vereinheitlichte und nationalisierte.

      Von der Gründung des deutschen Nationalstaats an galten die Minderheiten, die sich in nationaler sowie sprachlich-kultureller Hinsicht von der deutsch sprechenden Mehrheit des Reiches unterschieden, als potenzielle Reichsfeinde, ihre Existenz als Krisenherd im deutschen Nationalstaat.[31] Die Größe und der Anspruch auf nationale Autonomie, gar die potenzielle Sezession der Minderheit gaben dafür den Ausschlag. Erschienen demnach die ›kleinen‹ Minderheiten der Kaschuben, Sorben, Litauer etc.[32] aus der Sicht des nationalisierenden Staates nicht als Hindernis beziehungsweise 45als durchaus assimilierbar, konzentrierte sich die Abwehrpolitik vor allem auf Polen, Dänen und frankophile Gruppen in Elsass-Lothringen. Darin wurde die binäre Logik des Nationalstaats wirksam, der, gestützt auf eine hegemoniale Titularnation, die abweichenden Minderheiten dem Druck der nationalen Homogenisierung aussetzte. Ihre besondere Schärfe bezog diese Politik aus den politischen Autonomie- und Sezessionsbestrebungen, die die nationalen Gruppen durch grenzüberschreitende Kontakte und Zuwanderung aus den angrenzenden Gebieten Frankreichs, Dänemarks und den polnisch besiedelten Gebieten Russlands und Österreich-Ungarns zu verstärken drohten. Noch vermehrt wurden diese Spannungen, wenn die nationalen Minderheiten – so die dänische und französische – möglicherweise Unterstützung von einem angrenzenden Nationalstaat erhielten oder gerade die größte und politisch am besten organisierte Minderheit – die polnische – durch Zuwanderung besonders stark wuchs.[33]

      Die Zuwanderer und die im Deutschen Reich ansässigen Ausländer, die diesen Minderheiten angehörten, unterlagen scharfen Beschränkungen der Immigration, vor allem aber der Einbürgerung. Um die Jahrhundertwende spitzten sich die Nationalitätenkämpfe zu, während gleichzeitig das Reich inmitten einer industriellen Boomphase zum Arbeitseinfuhr- und Einwanderungsland, insbesondere aus den östlichen Gebieten Europas, wurde. Die entstehenden Interessenkonflikte zwischen einem sprunghaft erhöhten Bedarf an billigen Arbeitskräften aus den östlichen Gebieten Europas und einer wirksamen Abwehrpolitik im Nationalitätenkampf löste die preußische Verwaltung mit einem neuen, differenzierten Lenkungsinstrumentarium: Die Zuwanderung von Arbeitskräften polnischer Nationalität wurde durch ein ausgefeiltes System des »Legitimations- und Rückkehrzwangs« in staatliches Belieben gestellt. Mit Hilfe einer Legitimationskarte wurde die Identität der einreisenden Wanderarbeiter wirksam kontrolliert und ihre Rückkehr ins Herkunftsgebiet während der winterlichen Sperrfrist für Wanderarbeiter durchgesetzt. Aufgrund der Aufenthaltsunterbrechung entfiel die Grundlage für die Einbürgerung auch regelmäßig zurückkehrender Arbeiter. Dort aber, wo die Einbürgerung in Betracht kam, galten rigide Regeln. Nach der Jahr46hundertwende hatten junge ausländische Polen, die die Einbürgerung in einer der umkämpften Ostprovinzen Preußens anstrebten, nur dann eine Chance, wenn sie ebenso gut deutsch sprachen wie ihre preußischen Altersgenossen, keiner nationalpolnischen – oder sozialdemokratischen – Umtriebe verdächtig und möglichst auch nicht Juden waren. Sie wurden nur eingebürgert, wenn sie mit der Ableistung des Wehrdienstes den besonderen Beweis ihrer Integrationsbereitschaft erbracht hatten.

      Eine Minderheit wurde noch schärferen Regeln als die Polen im Einbürgerungsverfahren unterworfen, nämlich die Juden. Die ursprünglich religiös definierte Gruppe der Juden wurde an der Wende zum 20. Jahrhundert umso mehr nach nationalen Kriterien eingestuft, als die ausländischen Juden, die während des Kaiserreichs einwanderten, überwiegend aus den östlichen Nachbarstaaten kamen, vor allem aber russischer oder polnischer Nationalität waren. Die Abwehrpolitik wurde daher doppelt – religiös und national – begründet. Diese jüdischen Einwanderer galten als »Ostjuden«, die besonderer Abneigung in der Bevölkerung begegneten. In diese Abwehrhaltung mischten sich neben religiösen und nationalen Stereotypen auch Töne einer neuen, radikaleren Judenfeindschaft: antisemitische Haltungen, die, vielfach verbunden mit radikalem Nationalismus, Juden mit rassischen Argumenten aus einem als national und rassisch homogen vorgestellten ›Volkskörper‹ fernhalten wollten.[34] Es waren vor allem antisemitische Motive, die inmitten des breiten institutionellen Ausbaus der Statistik zur Einführung einer eigenständigen preußischen Einbürgerungsstatistik führten.[35]

      Die Abwehr von Polen und Juden war die verbindende Klammer, die aus den föderalen Einbürgerungspolitiken der deutschen Bundesstaaten eine nationale Abwehrhaltung machte. Die verfeinerten Methoden der staatlichen Kontrolle und Statistik halfen dem hegemonialen Preußen, 1891 seine nationale Abwehrpolitik im 47bundesstaatlichen Gefüge auch für andere Bundesstaaten verbindlich zu machen. Fortan war eine Einbürgerung gegen den Willen des preußischen Staates schwer durchsetzbar.[36] Die Nationalitätenkämpfe verstärkten sich noch am Ende des 19. Jahrhunderts und beschleunigten die Herausbildung eines verbindenden und engeren Verständnisses der deutschen Nation. Die restriktive Einbürgerungspraxis trug dazu bei und erhöhte den politischen Druck hin zur institutionellen Reform der deutschen Staatsangehörigkeit. 1895 drängte eine parlamentarische Initiative konservativer und nationalliberaler Reichstagsabgeordneter darauf, ein neues deutsches Staatsangehörigkeitsrecht zu schaffen mit einer zweifachen Zielsetzung: Die Naturalisation der Fremden im Deutschen Reich sollte ebenso erschwert werden wie der Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit im Ausland. Die Initiative, maßgeblich vorangetrieben von radikalnationalen Kräften, zielte darauf, die Institution der deutschen Staatsangehörigkeit zu einem Instrument nationaler Homogenisierung des Staatsvolks nach ethnisch-kulturellen Kriterien zu machen. Die Beharrungskraft einer staatlichen Bürokratie, deren Nationsvorstellung sich stärker an der Institution Staat als an ethnischer Homogenität orientierte, verbreitete innen- und außenpolitische Vorbehalte gegenüber augenfälliger Diskriminierung von Einwanderern beziehungsweise imperialer Inanspruchnahme Deutschstämmiger im Ausland, schließlich das wirtschaftliche Bedürfnis nach Arbeitseinwanderung in einer Phase des wirtschaftlichen Booms am Ende des 19. Jahrhunderts verzögerten jedoch zunächst die geforderte Reform der deutschen Staatsangehörigkeit.

      Beinahe zwei Jahrzehnte später hatte sich die politisch-soziale Konstellation geändert. Unter dem Druck einer starken außerparlamentarischen Lobby, organisiert von radikalnationalen und kolonialpolitischen Massenvereinigungen in der Hochphase des imperialen Kampfs um Einflusssphären und angesichts der breiten Mobilisierung einer neuen, expansiven Form des Nationalstolzes innerhalb und außerhalb des Parlaments, kam es 1913 zur Verabschiedung des neuen Staatsangehörigkeitsrechts. Vorderhand wurde darin den nationalpolitischen Forderungen der Gesetzesinitiative entsprochen: Der automatische Verlust der deutschen Staatsangehörigkeit nach zehn Jahren Aufenthalt im Ausland wur48de in breiter Übereinstimmung aller politischen Lager aufgehoben. Insbesondere aber wurde – gegen parlamentarischen Widerstand aus Gruppierungen der politischen Linken und der nationalen Minderheiten – das Abstammungsprinzip (ius sanguinis) als ausschließliches Prinzip beim Ersterwerb der Staatsangehörigkeit durchgesetzt. Das war nicht die schlichte Fortsetzung einer preußischen Bürokratietradition aus dem 19. Jahrhundert, sondern eine politische Entscheidung unter veränderten nationalpolitischen und ökonomischen Bedingungen. Durch den Ausschluss jedes Elements territorialer Zugehörigkeit geriet die Staatsangehörigkeit zu einem zentralen Instrument des gezielten Ausschlusses bestimmter Einwanderungs- und Ausländergruppen, insbesondere der als ethnisch und kulturell fremd und minderwertig sowie als nationalpolitisch gefährlich eingestuften Zuwanderer ›aus dem Osten‹. Das Abstammungsprinzip der Staatsangehörigkeit und das Einbürgerungsverfahren stellten ein neues Regulativ bereit, um einerseits ökonomisch nützliche Arbeitszuwanderung zu ermöglichen, diese aber andererseits aus ethnisch-kulturellen Gründen jederzeit unterbinden zu können: Die Staatsangehörigkeit des deutschen Nationalstaats wurde zu einer Institution potenziell geschlossener Staatlichkeit.[37]

      Gleichwohl war das neue deutsche Staatsangehörigkeitsrecht nicht schlicht – wie es ein erheblicher Teil der Literatur interpretiert – das institutionelle Bindeglied zwischen dem Rassismus und Antisemitismus des ausgehenden 19. Jahrhunderts und der nationalsozialistischen Rassepolitik.[38] Das Abstammungsprinzip war zwar als ›Blutsprinzip‹ deutbar. Solange es aber ein Einbürgerungsverfahren gab, das ›rassische‹ Kriterien nicht zwingend zur Voraussetzung machte – und dies war der Fall im Deutschen Kaiserreich, ungeachtet aller Restriktionen –, konnte die deutsche Staatsangehörigkeit auch von Angehörigen verschiedener »Rassen« erworben und vererbt werden.[39] Zudem hatte die staatsnationale Konzeption 49der Staatsangehörigkeit auch im neuen Recht wichtige Elemente beibehalten: Aufrechterhalten wurde der Grundsatz »Keine Volksgemeinschaft ohne Wehrgemeinschaft«, so dass Auslandsdeutsche auch weiterhin ihre deutsche Staatsangehörigkeit verloren, wenn sie sich dem Wehrdienst entzogen. Auch wurde nicht die Doppelstaatsangehörigkeit zugelassen, um der deutschen Staatsangehörigkeit möglichst viel ›ethnische‹ Substanz zu erhalten, wie radikalnationale Stimmen es gefordert hatten. Zwei überkommene, an die Institutionen des Staates gebundene Prinzipien wurden damit bekräftigt: die symbolische ›Heiligkeit‹ der Staatsangehörigkeit, die notfalls das Opfer des Lebens für den Staat im Militärdienst verlangte, und die ›Einzigkeit‹, die ausschloss, zwei Staaten zugleich zu dienen.[40]

      Was aber bedeutete der Erwerb der Staatsangehörigkeit beziehungsweise ihre potenzielle Schließung für den Unterschied zwischen Ausländern und Staatsbürgern? Der politische Kampf um die Neudefinition der deutschen Staatsangehörigkeit war eng verknüpft mit der wachsenden Zahl und materiellen Bedeutung staatsbürgerlicher Rechte, die unmittelbar von der Staatsangehörigkeit abhingen. Zur politischen Machtentfaltung des Nationalstaats gehörte es, dass er die Kontrolle über Rechte und Pflichten, die er auf seinem Territorium gewährte oder einforderte, bei sich konzentrierte, indem er die Zugehörigkeit zum Personenverband Staat zur Voraussetzung machte.[41] Damit wurde die Staatsangehörigkeit in doppelter Hinsicht Bedingung für die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte: aufgrund der Entwicklung des internationalen Rechts, das nur Angehörigen des Staats Schutz vor Ausweisung aus dessen Territorium gab, und aufgrund der territorialen Präsenz als Voraussetzung für die Wahrnehmung staatsbürgerlicher Rechte.

      Ausländer konnten also jederzeit ausgewiesen und ihr prekärer Aufenthaltsstatus zum Druckmittel ökonomischer Ausbeutung am Arbeitsmarkt gemacht werden.[42] Sie besaßen nicht das volle Recht 50der Bildung von Vereinigungen, beispielsweise zur Wahrnehmung ihrer sozialen und nationalpolitischen Interessen. Sie waren auch beinahe vollständig von den politischen Rechten ausgeschlossen, die mit der Verstärkung demokratischer Mitwirkungsrechte im Kaiserreich zunehmend an Bedeutung gewannen. Im Ausbau des Interventionsstaates, der seine hoheitliche Tätigkeit immer weiter in das Wirtschafts- und Sozialleben erstreckte, waren Ausländer von der Wahrnehmung öffentlicher Ämter, beispielsweise in der Selbstverwaltung der Sozialversicherung, und anderen öffentlich-rechtlichen Körperschaften ausgeschlossen.

      Offener war die Vergabe der an materieller Bedeutung besonders stark zunehmenden sozialen Rechte. Kommunale Unterstützungsleistungen wurden zwar weitgehend ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit vergeben. In der erheblich wichtigeren, auf Beiträgen beruhenden Sozialversicherung hingegen wurden ungeachtet gleicher Beitragszahlungen Ausländer in den Versicherungsleistungen zunehmend schlechtergestellt.[43] Lediglich im Recht der freien Berufe und in der staatsfernen Sphäre der Freiheitsrechte, insbesondere des Eigentums, waren Ausländer und Staatsangehörige einander annähernd gleichgestellt. Insgesamt war die materielle Rechtsstellung der Ausländer im Deutschen Kaiserreich einem Prozess der Politisierung und Nationalisierung unterworfen. Je näher ein Recht dem expandierenden staatlich-öffentlichen Bereich stand, desto mehr setzte sich das Nationalitäts- gegenüber dem Territorialitätsprinzip durch. Die Beschränkungen wirkten auch innerhalb der Gruppe der Ausländer sozial segmentierend, denn sie trafen vor allem schlecht ausgebildete Arbeiter mit ungesichertem Aufenthaltsstatus. Die Staatsangehörigkeit wirkte somit als soziale Trennlinie innerhalb des industriellen wie des agrarischen Arbeitsmarkts.

      Doch auch die deutsche Staatsangehörigkeit, war sie einmal erlangt, garantierte keinen umfassenden Schutz vor Diskriminierung, die verschieden motiviert sein konnte.[44] Aus nationalpolitischen Gründen erfuhren lang ansässige nationale Minderheiten, obwohl sie in den meisten Fällen Reichsangehörige waren, Diskriminierung in wichtigen Rechtsbereichen. Besonders Polen und Dänen, 51das heißt preußische Staatsangehörige polnischer beziehungsweise dänischer Nationalität, wurden als ›Staatsbürger zweiter Klasse‹ behandelt, indem ihnen nicht die gleichen Rechte des Bodenerwerbs, des Versammlungsrechts sowie des Gebrauchs ihrer Sprache in Schulen und öffentlichen Ämtern wie anderen preußischen Deutschen gewährt wurden. Es kennzeichnet den deutschen Nationalstaat in seiner radikalen, expansiven Phase seit dem Beginn des 20. Jahrhunderts, dass er – freilich vorerst begrenzt – zum Zweck der ethnischen Homogenisierung das elementare Gebot der Gleichheit durchbrach, das der Rechtsinstitution der Staatsangehörigkeit zugrunde lag. Verglichen damit wirkte die fundamentale Heterogenität im imperialen Zusammenhang der Habsburgermonarchie, in der die größte, die deutschsprachige Gruppe gleichfalls nur eine Minderheit unter anderen darstellte, ausgleichend auf die Nationalitätenpolitik ein. Ungeachtet nachweisbarer nationaler Diskriminierungen, zum Beispiel der tschechischen Minderheit, entzog eine kulturell differenzierende Politik der Gleichbehandlung der Nationalitäten um die Jahrhundertwende einer Politik nationaler Homogenisierung durch Ungleichbehandlung den rechtlichen Boden.[45]

      Eine weitere Durchbrechung, wenn auch aus anderen Gründen, bestand in der Diskriminierung von Frauen. Bereits im Staatsangehörigkeitsrecht unterstanden Frauen der »Ehevogtei des Mannes«, wie es eine Kritikerin nannte.[46] In dem neben Geburt und Einbürgerung wichtigsten Erwerbsgrund der Staatsangehörigkeit, der Eheschließung, wurden Frauen dem Willen und damit auch der Staatsangehörigkeit des Ehemannes unterworfen. Auch massive Einflussversuche der Frauenverbände auf die Gesetzgebung zur Staatsangehörigkeit vermochten nicht die Regel der Patrilinearität aufzuheben, die alle Rechtsordnungen Europas zu Beginn des 20. Jahrhunderts prägte.[47] Waren insoweit verheiratete Frauen 52Staatsangehörige minderer Ordnung, so galt dies umso mehr für ihren staatsbürgerlichen Status: Frauen waren neben beträchtlichen Einschränkungen ihrer zivilen Rechte vor allem von den politischen Rechten und damit von einer eigenen Beeinflussung der diskriminierenden Rechtsordnung ausgeschlossen.

      In den Ersten Weltkrieg ging der deutsche Nationalstaat mit einem Staatsangehörigkeitsrecht, das im Vergleich zur Gründungsphase viel stärker politisiert und national geprägt war. Die Konturen der Exklusion traten schärfer hervor, aber auch – damit direkt verbunden – die gewachsene Bedeutung von Schutz, existenzieller Sicherung und materiellen Lebenschancen, die die Staatsbürgerschaft ausmachten.

      2. Nationalisierung durch Territorialität: 
Staatsangehörigkeit in Frankreich

      Frankreich scheint in vielem das Gegenmodell zur Entwicklung der deutschen Staatsbürgerschaft darzustellen. Ausgangspunkt war das unter dem französischen Königtum früh zusammengefasste Herrschaftsterritorium, das spätestens seit Ludwig XIV. institutionell gegenüber inneren konkurrierenden ständisch-territorialen Ansprüchen gefestigt und auch nach außen hin ausgebaut worden war. Der französische Staat, gestützt auf ein historisch überkommenes und gefestigtes Territorium, ein stehendes Heer und einen ausgebauten Verwaltungsapparat, bestand bereits lange vor dem Zeitalter der Französischen Revolution, mit der die Epoche des Nationalstaats begann. Die erste französische Verfassung von 1791, die auch erstmals die »qualité de citoyen français« (die Eigenschaft des Franzosen) definierte, musste nicht zugleich auch den Staat in seinem Herrschaftsgebiet bestimmen, aber konnte ihn voraussetzen.[48] Die Abgrenzung des ersten revolutionären konstitutionellen Staates in Frankreich richtete sich nicht primär nach außen, nicht gegen Fremde, sondern auf soziale und politische Unterschiede im Innern. Dies trägt zur Erklärung bei, warum der »citoyen«, das heißt der »Staatsbürger«, mit seinen Rechten und Pflichten, am Beginn 53einer systematischen Bestimmung der Eigenschaft des ›Franzosen‹ stand. Die Neubestimmung und Unterscheidung des »citoyen actif« mit seinen neuen revolutionären Rechten der Mitwirkung an der Volkssouveränität gegenüber dem »citoyen passif«, der durch Geschlecht, niedrigen sozialen Status oder Minderjährigkeit von ebendiesen Rechten ausgeschlossen war, stand im Vordergrund der ersten revolutionären Gesetzgebung. Die erste Revolutionsverfassung vom September 1791 bestimmte die Eigenschaft des Franzosen nach den drei Hauptprinzipien, die – neben der Eheschließung – für den Erwerb der Staatsangehörigkeit fortan konstitutiv werden sollten: die Geburt oder der Aufenthalt auf französischem Territorium sowie die Abstammung von französischen Eltern. Allerdings lag der Schwerpunkt noch auf der territorialen Tradition, die für das feudale Recht kennzeichnend war. Zwar wurde Franzose, wer von einem französischen Vater abstammte. Doch musste die Geburt in Frankreich erfolgt sein beziehungsweise nach der Geburt im Ausland durch die Niederlassung in Frankreich und einen Bürgereid bekräftigt werden. Umgekehrt war die Abstammung von einem ausländischen Vater kein Hindernis, wenn sich ein in Frankreich geborenes Kind dort auch ständig niedergelassen hatte.

      In der konstitutionellen Phase der Revolution waren die Kriterien des »citoyen« und des »Français« begrifflich verschieden und noch nicht notwendig aufeinander bezogen. Dementsprechend war die rechtliche Grenze zwischen dem Innen und Außen, zwischen der die nationale Zugehörigkeit beziehungsweise Nichtzugehörigkeit markierenden Eigenschaft des Franzosen (»Français«) einerseits, dem Inhaber der staatsbürgerlichen Rechte (»citoyen«) andererseits durchlässig. Deutlich wurde dies daran, dass in der politisch besonders offenen, universalistischen Anfangsphase der Revolution Ausländer, die sich um die Ideale der Revolution politisch verdient gemacht hatten, auch ohne in Frankreich wohnhaft zu sein ehrenhalber zu Staatsbürgern ernannt werden konnten.

      Die begriffliche und politische Zäsur trat mit der napoleonischen Spätphase der Revolution ein, in deren Verlauf die französische Expansionspolitik in Europa weit über die Grenzen des Hexagons ausgriff. Hatte bereits früh die äußere Bedrohung des revolutionären Frankreich durch die feindliche, von Preußen und Österreich angeführte Koalition ab 1792 zu Beschränkungen der Einbürgerung und Rechtsstellung von Ausländern geführt und da54mit die frühe Öffnungsphase der Revolution beendet, markierte das Jahr 1803 einen Wandel im System.[49] Bei der Vorbereitung des Code civil, der in einer großen, systematischen Kodifikation der bürgerlichen, auf Gleichheit und Freiheit beruhenden Rechtsidee die Revolution im bürgerlichen Recht Frankreichs abschließen sollte,[50] kam es zu einer politischen Konfrontation. Der Erste Konsul Napoléon Bonaparte plädierte ganz im Sinne des staatlichen Nutzens für die Einführung eines ausschließlichen ius soli: Nur wenn man den in Frankreich Geborenen auch die vollen Rechte eines Franzosen gebe, könne man sie auch den vollen Pflichten, insbesondere der Wehrpflicht, unterwerfen. Die Geburt im Lande präge eine entsprechende Geisteshaltung und Hinwendung zu diesem Land. Durch die Inpflichtnahme dieser Menschen für den französischen Staat erhalte dieser auch Einfluss auf deren Güter.

      Dieser Auffassung widersprach eine Koalition aus Fachjuristen und revolutionären Politikern der ersten Stunde, unter ihnen Benjamin Constant. Sie kritisierten die Entscheidung für ein exklusives ius soli als Rückkehr zum feudalen Territorialprinzip und verwiesen dazu auf das feindliche englische Königreich, in dem man noch die Idee von Untertanschaft (»sujetion«/»subjecthood«) anstelle einer freien »citoyenneté« wirksam sah. Auch der Gedanke der freiwilligen Zustimmung zum Erwerb einer staatlichen Zugehörigkeit wurde gegen die automatische Unterwerfung unter ein Territorialprinzip angeführt. Schließlich wurde ein grundlegendes Argument eingeführt, das die gesamte folgende Geschichte der Staatsangehörigkeit im Zeitalter der Nation prägte: Die Nation, die ihrem tiefen Wesen nach eine Familie sei, müsse zur alleinigen Quelle für die Eigenschaft eines Franzosen werden. Allein auf das Abstammungsprinzip, das im Kern eine Familie ausmache, könne daher das neue Recht gegründet werden. Damit war rein sprachlich die Verbindung zwischen »nation« und »nationalité« – im Sinne von Staats55angehörigkeit – vorgeprägt, auch wenn das Wort »nationalité« erst während der Julimonarchie ab 1833 erstmals in der juristischen Fachsprache Frankreichs Verwendung fand.[51] Entscheidend war, dass sich die »qualité de Français« als eigenständiger, von der »citoyenneté« auch inhaltlich verschiedener Begriff im französischen Recht durchsetzte. Fortan bestimmten sich beide Begriffe auch aufgrund unterschiedlicher Rechtsquellen. Während die »citoyenneté« als Verfassungsbegriff auf den politisch aktiven Staatsbürger zielte, kodifizierte der Code civil in Form des bürgerlichen Rechts den Erwerb der Staatsangehörigkeit und – damit zusammenhängend – der bürgerlichen Rechte.[52]

      Die Interessenkoalition setzte sich in der besonderen politischen Situation der Jahre 1802/1803 gegen Bonaparte durch. Die Stimmung gegen ein restauratives Wiederaufleben rechtlicher Formen des Ancien Régime war stark genug, die Stellung des Ersten Konsuls, der nach der Kaiserkrönung im folgenden Jahr 1804 die militärische Expansion seines neuen Kaiserreichs in Europa begann, nicht hinreichend stark, als dass er sein Interesse am Territorialprinzip hätte durchsetzen können. Der Code civil, der mit seinen Bestimmungen über den Genuss der bürgerlichen Rechte 1804 in Kraft trat, wurde zur einflussreichsten europäischen Zivilrechtskodifikation des 19. Jahrhunderts und zum zentralen Bestandteil der politischen und »moralischen Eroberungen« des napoleonischen Frankreich in Europa.[53] In die Zivilrechtsordnungen vieler kontinentaleuropäischer Länder, insbesondere der von Frankreich besetzten oder direkt beeinflussten Gebiete, strahlte der Code civil einschließlich seiner Regelungen über die Staatsangehörigkeit mit prägender Wirkung aus.[54] Damit geriet der Grundsatz des Erwerbs 56der Staatsangehörigkeit durch Abstammung zu einem Prinzip mit europaweiter Wirkung: geradezu zu einem gemeineuropäischen Recht.[55] Die Idee einer ›modernen‹, gegen das überwundene feudale Prinzip der Territorialität auf das Prinzip der Nation gestützten Staatsangehörigkeit, die sich von der Staatsbürgerschaft unterschied, wurde leitend im anbrechenden nationalen Zeitalter Europas. Sie bewirkte somit eine »Revolution«[56] des französischen wie des europäischen Rechts.

      Das Abstammungsprinzip des Code Napoléon wurde bestimmend für das Staatsangehörigkeitsrecht Frankreichs und Europas bis weit in die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts. Es galt jedoch nicht unbestritten. Wie jedes rechtliche Prinzip in einer Gesellschaft, in der immer weitere Teile der Bevölkerung an der politischen Willensbildung über Fachzirkel und politische Eliten hinaus teilhatten, geriet das Abstammungsprinzip im Verlauf eines Jahrhunderts unter den Druck veränderter praktischer und politischer Anforderungen. Im Zentrum stand die öffentliche Kritik an der mangelnden Wehrgerechtigkeit des Prinzips, das in Frankreich geborenen Ausländern und ihren Nachkommen die Wehrpflicht ersparte, während diese annähend die gleichen Rechte wie Franzosen genossen. Daraufhin wurde 1851 das so genannte »doppelte ius soli« eingeführt, das die Kinder der bereits in Frankreich geborenen Ausländer bei ihrer Geburt in Frankreich zu Franzosen machte, ihnen allerdings bei Volljährigkeit den Verzicht auf die französische Staatsangehörigkeit einräumte. Von dieser Verzichtsmöglichkeit wurde hingegen so häufig Gebrauch gemacht, dass die erhoffte Erhöhung der Wehrgerechtigkeit ausblieb. Letztlich schränkten außenpolitische Zwänge den Reformspielraum ein: Die Rücksicht auf zahlreiche ›Auslandsfranzosen‹, wie man in Vorwegnahme der später entstehenden deutschen Terminologie der ›Auslandsdeutschen‹ sagen könnte, die aus dem französischen Mutterland in die Kolonien und das überseeische Ausland gezogen waren und deren Weitergabe der französischen Staatsangehörigkeit nicht durch eine befürchtete reziproke Ausdehnung des Territorialprinzips im Aufenthaltsstaat gefährdet werden sollte, und schließlich die Scheu vor der Antastung des Code civil, der den zivilisatorischen Erfolg des 57kulturell imperialen Frankreich symbolisierte, trugen dazu bei, dass bis in die III. Republik hinein die Gesetzeslage unverändert blieb.

      Erst ein Jahrzehnt nach der Konsolidierung des republikanischen Regimes – angesichts einer grundsätzlich gewandelten militär-, wirtschafts- und bevölkerungspolitischen Situation – entstand die Konstellation für eine durchgreifende Rechtsänderung. Zwischen 1876 und 1886 hatte sich der Anteil der Ausländer an der Wohnbevölkerung bis auf drei Prozent (circa 1,127 Millionen) verdoppelt. Inmitten einer längeren Depressionsphase, die seit 1873 die großen Industrieländer, insbesondere auch Deutschland, erfasst hatte, warben Industrieunternehmen um billigere ausländische Arbeitskräfte, während die Geburtenzahlen der inländischen Franzosen stagnierten. Frankreich, das bevölkerungsreichste Land Europas zu Beginn des 19. Jahrhunderts, war am Ende des Jahrhunderts weit hinter die industriell fortgeschritteneren Länder wie Großbritannien, vor allem aber hinter den großen politischen und militärischen Feind Deutschland zurückgefallen.[57] Zugleich mehrten sich Stimmen, die die hohe Konzentration der Ausländer im stärker industrialisierten, an Deutschland und Belgien angrenzenden Nordfrankreich als Sicherheitsrisiko und die Wehrpflichtentziehung der immer stärker wachsenden und sichtbareren Gruppe der Ausländer als gravierende soziale Ungerechtigkeit angriffen. Noch stärker zugespitzte Bedenken wurden von Deputierten aus dem Kolonialgebiet Algerien formuliert, wo die Franzosen einer annähernd gleichen Zahl von Ausländern gegenüberstanden und deshalb das ›koloniale Werk‹ gefährdet sahen.

      Aus dieser Gemengelage politischer Argumente und Interessen, die von der parlamentarischen Linken ebenso wie von maßgeblichen konservativen Kreisen forciert wurden, erwuchs eine politische Konstellation, in der die Abstammung als Leitprinzip für den Erwerb der französischen Staatsangehörigkeit abgeschafft wurde. Das neue Staatsangehörigkeitsrecht »Loi sur la nationalité« vom 26. Juni 1889 führte das »doppelte ius soli« als neues Leitprinzip der französischen Staatsangehörigkeit ein.[58] Anders als im Recht von 581851 erwarb das in Frankreich geborene Kind ausländischer Eltern, die ihrerseits in Frankreich geboren waren, die französische Staatsangehörigkeit nunmehr unwiderruflich, ohne die Möglichkeit der Aufgabe mit dem Eintreten der Volljährigkeit. Damit war dem Bedürfnis nach gleicher Wehrpflicht der größten Ausländergruppe in Frankreich genügt. Nur im Fall des einfachen ius soli (für die in Frankreich geborenen Kinder von Ausländern, die ihrerseits nicht in Frankreich geboren waren) blieb die Möglichkeit, die französische Staatsangehörigkeit bei Volljährigkeit aufzugeben.

      Damit war das Territorialprinzip, das das revolutionäre Frankreich als feudales Relikt hatte abschaffen wollen und abgeschafft hatte, in republikanischer Form »wieder erfunden« worden.[59] Das neue ius soli war in einer Republik geschaffen worden. Es blieb bis zum Ende der III. Republik im Jahre 1940 bestehen und wurde auch von der IV. und V. Republik nach 1946 und 1958 nicht grundsätzlich in Frage gestellt.[60] Angesichts dieser langen Koinzidenz und Verbindung mit der republikanischen Staatsform konnte das neue französische ius soli zu einem Emblem, geradezu zu einem Erinnerungsort des französischen Republikanismus werden.[61] Die relative Offenheit des ius soli gegenüber Fremden – verglichen mit dem Abstammungsprinzip – verschmolz mit dem demokratischen Ideal des Republikanismus zu einem überlegenen Regime der humanen, assimilationsgeneigten Politik gegenüber Fremden. Diese Gleichsetzung und Verschränkung hat bis in die jüngste Zeit hinein ein positives Bild des Territorialprinzips in der Forschungsliteratur ausgeprägt.[62]

      Ein genauerer Blick auf den historischen Kontext der Entstehung des neuen französischen Staatsangehörigkeitsrechts zeigt hingegen nicht die republikanischen Grundlagen als spezifische Ursache für die Durchsetzung und Wirkung des neuen Rechts. 59Entscheidend waren vielmehr eine politisch-soziale Konstellation sowie eine Koalition von Interessen unterschiedlicher politischer Lager, die nicht spezifisch republikanisch war. Im Vordergrund stand das Bedürfnis, mehr Soldaten zu rekrutieren und die Wehrgerechtigkeit zu erhöhen.[63] Im Unterschied zum Deutschen Reich wurde die Öffnung des Staatsangehörigkeitsrechts für ansässige ausländische Minderheiten dadurch begünstigt, dass diese Minderheiten keinen Nationalitätenkampf bis hin zur Sezession betrieben. Lediglich mit Blick auf die Italiener, die in den von Italien abgetrennten Grenzprovinzen Nizza und Savoyen lebten, spielte die Verhinderung eines Irredentismus durch die Verleihung der französischen Staatsangehörigkeit eine Rolle.[64] Doch gab es unter Italienern keine der polnischen Nationalbewegung an Stärke und Entschiedenheit gleichkommende Strömung in Frankreich.[65] Zum anderen wurde die Verleihung der französischen Staatsangehörigkeit – anders als im Deutschen Reich – als Mittel der Assimilation und Integration benutzt. Die Erwartung der Assimilierbarkeit wiederum hatte zu tun mit dem besonderen sprachlich-kulturellen und nationalen Profil der Einwanderergruppen in Frankreich. Hier stellten zwischen den Volkszählungen 1851 und 1921 die Italiener, wallonische Belgier und Spanier, das heißt die ›lateinischen‹ und ›katholischen‹ Nationen, zugleich die drei größten Ausländergruppen, und zwar insgesamt bis zu drei Vierteln.[66] Auch die Gruppe der Juden begegnete hinsichtlich der Assimilationserwartungen keinen besonderen Vorbehalten. Jüdische Einwanderer sahen sich 60zwar auch in Frankreich während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts einer Welle des Antisemitismus ausgesetzt.[67] Doch war ihre rechtliche Stellung in der französischen Gesellschaft nach der frühen Emanzipation von 1791 historisch gefestigter als in Deutschland. Sie hatten nach dem Deutsch-Französischen Krieg 1870/1871 teil an einer von patriotischer Solidarität geprägten Öffnung des Einbürgerungsverfahrens und wurden sogar im Kolonialreich, in den algerischen Départements, bevorzugt als »citoyens français« eingebürgert, damit im Unterschied zu den eingesessenen muslimischen Algeriern.[68] Ungeachtet der antisemitischen Ressentiments, die das Aufkommen eines radikalen Nationalismus auch in Frankreich am Ende des 19. Jahrhunderts begleiteten und in der Dreyfus-Affäre 1894 gipfelten, und der in den Einbürgerungsverfahren vereinzelt auftauchenden antisemitischen Haltungen: Eine länger anhaltende, gar systematische Diskriminierung von Juden im Einbürgerungsverfahren lässt sich nicht nachweisen.[69]

      Schließlich galten die Belgier als ›bons immigrés‹ oder ›Français du Nord‹, nachdem sie noch bis in die 1890er Jahre auf massive Xenophobie gestoßen waren.[70] Die Italiener und Spanier wurden in sprachlich-kultureller Hinsicht als enger verwandt mit den Franzosen wahrgenommen, als dies im Deutschen Reich für die Hauptgruppe der Einwanderer galt, die überwiegend aus dem europäischen Osten kamen: Mit ihrer slawischen Sprache, ihrer katholischen, jüdischen oder orthodoxen Religionszugehörigkeit unterschieden sie sich deutlicher von der überwiegend protestantischen, deutschsprachigen Mehrheitsbevölkerung.

      Zudem bedurfte Frankreich, das wie Deutschland in der Durchbruchphase der Industrialisierung zu einem Arbeitsimportland wurde, des Ausgleichs angesichts eines als katastrophal wahrgenommenen demografischen Rückstands. Der Gedanke der Gleichheit von Rechten und Pflichten für lang ansässige Franzosen und 61Ausländer hatte in einem Land, in dem beide Gruppen hinsichtlich der zivilen Rechte einander nahe waren, erhebliche Überzeugungskraft und kam hier dem republikanischen Gedanken am nächsten, ohne genuin republikanisch zu sein.[71] Insgesamt überwog aber im Diskurs der Gesetzesreformer die utilitaristische, politisch-ökonomische Zwecksetzung des Gesetzesprojekts, die eher einen »nationalen Sozialkompromiss«[72] als die Durchsetzung republikanischer und menschenrechtlicher Ideale anstrebte.

      Diese Einschätzung bestätigt die weitere Entwicklung des französischen Staatsangehörigkeitsrechts, die auf eine schärfere Abstufung zwischen Franzosen und Ausländern hinauslief. Mit der Einverleibung lang ansässiger Ausländer in die französische Staatsangehörigkeit aufgrund des neuen ius soli von 1889 wurden nämlich zugleich die Einbürgerungsbedingungen verschärft und der Rechtsstatus nicht-naturalisierter Ausländer verschlechtert.

      Entgegen demografischen Argumenten wurde eine Regelfrist von zehn Jahren Aufenthalt in Frankreich festgelegt. Im »Interesse der Arbeiter und Angestellten« wurde zudem eine Einbürgerungsgebühr wieder eingeführt, anhand derer die Einbürgerungsbewerber, zumal sie »keinen Blutzoll für Frankreich« entrichtet hatten, ihr echtes Interesse an ihrem Aufnahmeland beweisen sollten. Vor allem aber wurde eine Abstufung des Einbürgerungsstatus restauriert, die 1814 eingeführt, aber zeitweilig außer Kraft gesetzt worden war: die Unterscheidung zwischen der »großen Einbürgerung«, die mit der Aufnahme alle politischen Rechte des »citoyen français« verband, und der »kleinen Einbürgerung«, die diesen Status um eine Bewährungsfrist von zehn Jahren aufschob. Damit war eine Unterscheidung auf Dauer bis 1984 festgeschrieben, die in den Status des »citoyen français« eine rechtliche, nicht nur eine tatsächliche Diskriminierung hineintrug und dessen Grundidee der Gleichheit unterminierte. Parallel dazu wurde der Rechtsstatus des Ausländers zunehmend eingeschränkt. Das Privileg der »admission à domicile«, das Ausländer in ihren zivilen Rechten weitgehend Franzosen gleichgestellt hatte,[73] wurde abgeschafft. Zu der von jeher beste62henden Nichtgewährung politischer Rechte, die dem »citoyen français« vorbehalten blieben, traten erhebliche Einschränkungen der berufsbezogenen sozialen Rechte:[74] Bestimmte öffentliche Ämter blieben fortan Franzosen vorbehalten. In Repräsentationskörperschaften in den Bereichen der Berufsrechte und des Arbeitsschutzes durften zum Beispiel Ausländer – ähnlich wie im Deutschen Reich[75] – nicht mitwirken. Insbesondere aber in den zentralen Bereichen des Sozialversicherungsrechts wurde die Schlechterstellung der Ausländer deutlich: Das Gesetz über die kostenlose Krankenversorgung 1893 brach mit dem hergebrachten Grundsatz der Gleichbehandlung und schützte fortan nur Franzosen. Aus der Alters- und Invalidenversorgung wurden Ausländer 1905 ausdrücklich ausgenommen. Das Gesetz über die Altersversorgung von 1910 ließ Ausländern im Unterschied zu Franzosen nicht die Wahl der Versicherung. Im Recht der Unfallversicherung von 1898 schließlich wurden versicherte Ausländer, die sich nicht mehr in Frankreich befanden, mit einer äußerst niedrigen Abschlagszahlung abgefunden. Letztere Regelung stieß auf breite internationale Kritik, gegen die der französische Staat vor allem zwei Argumente setzte: das politische Ziel, durch eine ungünstige Gesetzgebung Anreize für eine dauerhafte Einwanderung zu vermeiden, sowie die technischen Schwierigkeiten einer zuverlässigen Identifizierung und Kontrolle der fluktuierenden Migranten und ihrer Anspruchsberechtigung.[76] Schließlich wurden Ausländer einem besonderen Regime der polizeilichen Identifizierung und Kontrolle unterworfen. Die verbesserten technischen Mittel der Dokumentation und Statistik trugen dazu bei, dass parallel zu den parlamentarischen Beratungen über die Reform des Staatsangehörigkeitsrechts und in deren Folge zwei Neuerungen der Ausländerkontrolle auf Dauer institutionalisiert wurden: Die neu ankommenden Ausländer mussten sich ab 1887 registrieren lassen. Ab 1888 waren alle Ausländer gehalten, sich im Rathaus ihres Wohnorts zu melden, ab 1893 ebenso alle ausländischen Gehaltsempfänger, sich in ein örtliches Register einzutragen.[77]

      63Der Vollbürger des »citoyen français« hatte jedoch nicht nur – und dies zunehmend – in den Ausländern sein Gegenbild. Auch Frauen erfuhren über das ganze 19. Jahrhundert bis zum Ersten Weltkrieg eine strukturelle Diskriminierung hinsichtlich ihres Staatsbürgerstatus. Zwar konnten Frauen in Frankreich wie Männer dem Staat angehören, also »Française« beziehungsweise »de nationalité française« sein. Doch galt seit dem Erlass des Code civil 1804, der auch darin zum europäischen Modellgesetz der bürgerlich-rechtlichen Unterordnung der Frau aufstieg, dass Frauen mit ihrer Heirat von der Staatsangehörigkeit des Mannes abhängig wurden.[78] Neben den zivilen Rechten wurden Frauen aber auch von den politischen Rechten einer Staatsbürgerin (»citoyenne«), insbesondere vom Wahlrecht, ausgeschlossen. Ungeachtet seiner republikanischen Staatsform blieb Frankreich damit politisch ein Reservat des männlichen »citoyen«.[79]

      Insgesamt kodifizierte das Gesetz von 1889 eine neue Phase, und zwar den Durchbruch zu einem »modernen« französischen Staatsangehörigkeitsrecht als Abschluss einer um 1750 einsetzenden »Revolution« der französischen Staatsbürgerschaft.[80] Herausragende Neuerungen waren die Nationalisierung und Verselbstständigung des französischen Staatsangehörigkeitsrechts. Bereits der Titel (»Loi sur la nationalité«), der erstmals die terminologische Neuschöpfung des 19. Jahrhunderts, das Wort »nationalité«, zum legislatorischen Leitbegriff – im Unterschied zu »citoyen« und »Français« – machte, zeugte davon ebenso wie die gesetzessystematische Verselbstständigung des Gesetzestextes, der nun nicht mehr im Rahmen des Zivilrechts, des Code civil, sondern als gesonderte Norm des öffentlichen Rechts erschien. Damit wurde auch formal die Herauslösung der politisierten Gesetzesmaterie aus der traditionellen 64Domäne der Zivilrechtler und ihre Übernahme in die ›politischere‹ Materie des öffentlichen Rechts dokumentiert.[81] Deutlicher noch zeigte sich dies in der Erwartungshaltung des Gesetzgebers, die der Novelle zugrunde lag. Die Erwartung der Assimilation, die den Einwanderern der zweiten Generation in der Konstruktion des ius soli entgegengebracht wurde, beruhte auf dem Glauben an die Assimilationskraft des Lebens auf französischem Boden, der Prägekraft von Sprache, Institutionen, Werten und Gewohnheiten in Frankreich. Dieses »soziologische« Assimilationskonzept von Staatsangehörigkeit[82] ist im Kern an ein starkes Selbstbewusstsein der Nation gebunden, die ihre Prägekraft schlicht voraussetzt.[83] Dies gilt umso mehr im Zusammenhang mit der Stärkung der Wehrpflicht am Ende des 19. Jahrhunderts, bei der ein starker linker republikanischer Nationalismus die militärische Revanche gegen Deutschland anstrebte und das neue Staatsangehörigkeitsrecht als Mittel dieses nationalen und propagandistischen Konflikts nutzte. Ihm ordneten sich die Wiederaufnahme des tradierten Territorialprinzips und seine Umwertung unter: Beruhte das ius soli des Ancien Régime auf der persönlichen, freiwilligen Bindung an den Territorialherrn in der Zukunft, setzte das Territorialrecht der französischen III. Republik die gemeinschaftsprägende Sozialisation der Nation voraus, ohne dass es dazu einer Zustimmung des Einzelnen bedurfte.

      Damit war bis zum Ersten Weltkrieg die Nationalisierung der französischen Staatsangehörigkeit abgeschlossen, die auch mit einer institutionellen Zentralisierung einherging. Das französische Justizministerium übernahm dabei die Funktion einer »Zentralbehörde der Staatsangehörigkeit«. Das neue Staatsangehörigkeitsrecht, dem von seinen politischen Unterstützern eine besondere republikanische ›Offenheit‹ zugeschrieben wurde, beschränkte diese Wirkung in der Praxis auf seine wesentliche Zielgruppe, auf die Einwanderer der als besonders assimiliert geltenden zweiten Generation. Die übrigen Ausländer hingegen wurden teilweise von der Einbürgerung abgeschreckt, teilweise einem Einbürgerungsverfahren unterzogen, 65das auf lange Sicht weniger offen war als das Einbürgerungsverfahren und der Aufenthaltsstatus unter dem Code civil.[84]

      Die Staatsangehörigkeit in Frankreich am Vorabend des Ersten Weltkriegs unterschied sich in ihrer rechtlichen Struktur erheblich von der Staatsangehörigkeit im Deutschen Reich. Und doch verfolgten beide Nationalstaaten angesichts ihrer wachsenden Angewiesenheit auf Arbeitseinwanderung das gleiche Ziel: nämlich ein möglichst hohes Maß an nationaler Homogenität der Bevölkerung zu sichern und durch die rechtliche Grenzziehung den symbolischen und materiellen Wert der Staatsangehörigkeit zu bekräftigen. Dabei entwickelten sich die beiden Nationen nicht getrennt, sondern zeitweilig in engem, wenn auch vielfach negativem Bezug zueinander. Dies konnte auch kaum anders sein angesichts der weitreichenden militärischen und demografischen Implikationen der Staatsangehörigkeit, die die beiden verfeindeten Nachbarstaaten verbanden und zu aufmerksamer wechselseitiger Wahrnehmung zwangen. Bereits die der Annexion Elsass-Lothringens 1871 folgende Debatte um den deutschen und französischen Nationsbegriff hatte eine geradezu idealtypische Konfrontation verfestigt: auf französischer Seite das subjektiv-voluntaristische, auf deutscher Seite das sprachlich-ethnische Idiom. Beide Auffassungen verfolgten aber ein häufig übersehenes übereinstimmendes Ziel, die jeweils überzeugendste Begründung für den Anspruch auf das Gebiet Elsass-Lothringen zu geben, und waren von daher von einem Zweck geleitet, der den prinzipiellen Gegensatz der Konzeptionen relativiert.[85] So waren es 18 Jahre nach der deutschen Annexion Elsass-Lothringens politisch-demografische Zweckerwägungen, nicht gegensätzliche Nationsvorstellungen, die Frankreich zum Festhalten am ius soli, die deutsche Seite hingegen zur Bekräftigung des 66ius sanguinis veranlasste. Dabei schien die Ausgangslage ähnlich: In Elsass-Lothringen führte das deutsche Festhalten am Abstammungsprinzip – wie vor 1889 das alte Staatsangehörigkeitsrecht in Frankreich – zur Verfestigung »französischer Kolonien«, die sich der Wehrpflicht entzogen. Der deutsche Statthalter wollte diese daraufhin durch die Einführung des Territorialprinzips in den militärischen Solidarverband des Deutschen Reiches einbinden. Der Plan wurde aufgegeben, jedoch nicht aus einer ethnisch-kulturellen Nationskonzeption heraus, sondern primär aus politischen Erwägungen: Das Abstammungsprinzip sollte als Filter gegen unerwünschte Einwanderung an den Ostgrenzen des Reiches erhalten bleiben, zumal der demografische Druck zur Einführung des Territorialprinzips in Deutschland ungleich geringer als in Frankreich war. Insgesamt spielte die Demografie eine wesentliche Rolle in der wechselseitigen Wahrnehmung der Nationalstaaten als schwach beziehungsweise stark. Schließlich löste das neue deutsche Staatsangehörigkeitsgesetz von 1913, das seinerseits immer den Vergleich mit dem französischen Recht von 1889 suchte, in Frankreich scharfe Ablehnung aus: In der Öffentlichkeit herrschte die Befürchtung, dass das Reich über die Forcierung der Doppelstaatsangehörigkeit die Loyalität der in Frankreich eingebürgerten Deutschen untergraben könne, und führte zur verschärften Überprüfung, teilweise auch Ausbürgerung ehemaliger Deutscher während des Ersten Weltkriegs.[86]

      Entgegen ihrer Nationalisierung entsprach also die Staatsangehörigkeit in Deutschland und Frankreich an der Wende zum 20. Jahrhundert nicht – jedenfalls nicht primär – gegensätzlichen Nationskonzeptionen. Es waren vielmehr besondere, historisch sich wandelnde politisch-soziale Konstellationen, aus denen im jeweils definierten nationalen Interesse unterschiedliche institutionelle Schlussfolgerungen in der rechtlichen Ausgestaltung der Staatsangehörigkeit gezogen wurden.

      673. Ein fragmentierter Status: 
Untertanschaft im russischen Zarenreich

      Das Zarenreich an der Peripherie Europas[87] schien einer anderen politisch-sozialen Welt anzugehören als der übrige Kontinent. Konnte es um 1900 vergleichbare Strukturen der Staatsbürgerschaft zwischen Deutschland beziehungsweise Frankreich und diesem Land geben, das politisch einer anderen Ära angehörte und räumlich in anderen Dimensionen existierte? Russland, territorial um ein Vielfaches größer als das Deutsche Reich und Frankreich zusammen einschließlich ihrer kolonialen Gebiete und ebenso groß an Bevölkerungszahl, war ein Kontinent für sich.[88] Es erstreckte sich über mehrere Zeit- und Klimazonen und wies ein sehr hohes Entwicklungsgefälle zwischen Stadt und Land, zwischen Regionen und sozialen Schichten auf, das durch eine historisch überkommene Stufung in rechtlich verfasste Stände noch verschärft wurde. Erst 1861 – mehr als ein halbes Jahrhundert später als in Frankreich und Deutschland[89] – wurde die persönliche Leibuntertänigkeit abgeschafft und damit die allgemeine Rechtsfähigkeit als Grund- und Minimalvoraussetzung der Staatsbürgerschaft eingeführt. Die Industrialisierung, Antriebsmoment gesellschaftlicher Mobilisierung im Innern und über die Landesgrenzen hinweg, steckte in dem riesigen, an Bodenschätzen reichen Land erst in den Anfängen und 68konzentrierte sich auf urbane Ballungsgebiete.[90] Eine gewerblich-industrielle Mittelschicht sowie ein städtisches Wirtschaftsbürgertum, das mit Kapital und wirtschaftlich-technischer Innovationskraft die Industrialisierung voranzutreiben vermochte, begannen sich mit der Beseitigung ständischer Schranken erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts stärker auszuprägen und konkurrierten mit einem traditionell starken Adel, der sich auf den Grundbesitz und die Armee stützte.[91]

      Das Zarenreich um 1900 war ein wirtschaftliches Schwellenland und eine Gesellschaft im Umbruch, deren Neuerungskräfte keine Repräsentation und Einflussmöglichkeiten im hergebrachten Herrschaftssystem fanden. Der Zar regierte von seinem Selbstverständnis her als »Selbstherrscher«, als absoluter Monarch, der die Legitimität und Form seiner Herrschaft vom Gründer des modernen russischen Staates, Peter dem Großen, aus dem 18. Jahrhundert ableitete. Diese autokratische Form und Praxis der Herrschaft akzeptierte keine Bindung an ein vorgeordnetes Recht oder eine höhere Instanz, auch wenn sie sich auf den christlichen Gott berief und auf die orthodoxe Kirche stützte. Der zaristische Staat blieb deshalb trotz mehrfacher Reformansätze ein verfassungsloser Staat, der letzte auf dem europäischen Kontinent im 19. Jahrhundert, das nicht zuletzt ein Jahrhundert des Konstitutionalismus war. Damit fehlte auch die rechtliche und politische Grundlage für die Mitbestimmung einer parlamentarischen Repräsentation des Volkes über die Gesetzgebung des Zarenreichs. Die Ausarbeitung der höchsten, vom Zaren erlassenen Rechtsakte lag in den Händen einer vom Monarchen eingesetzten und kontrollierten Bürokratie.[92]

      Diese absolutistische Form der Herrschaft rief im ausgehenden 19. Jahrhundert immer schärfere intellektuelle Kritik hervor. Das 69Zarenreich wurde in der Modernisierungsvision der liberalen und sozialistischen Gegner geradezu zum Feindbild des rückständigen Autoritarismus und der politisch-kulturellen Unterdrückung.[93] Dennoch brachte das Zarenregime innere Reformkräfte hervor, die rechtliche Konturen einer Staatsbürgerschaft auf der Grundlage von Gleichheit und Freiheit zu verwirklichen begannen. In der Reformära unter Zar Alexander II. in den 1860er Jahren wurde nicht nur die Leibeigenschaft abgeschafft. Im Zuge einer wirtschaftlichen Öffnung des Landes wurden auch die Rechte von Ausländern weitgehend den Rechten der Russen angeglichen. Vor allem bildeten sich ansatzweise rechtliche Strukturen einer einheitlichen nationalen Staatsbürgerschaft heraus. Mit einigen Reformmaßnahmen hinkte das Zarenreich keineswegs hinter dem westlichen Europa her. Zum Beispiel hob 1864 das russische Recht noch vor dem britischen und weit vor dem französischen Recht die Diskriminierung von eingebürgerten gegenüber geborenen Russen hinsichtlich ihrer Rechte auf. Zudem wurde das Einbürgerungsverfahren stärker von lokalen Entscheidungsträgern abgelöst und zentralisiert, Elemente des Territorialprinzips wurden ausgebaut, die die russische Untertanschaft vergrößerten.[94]

      Liberale russische Rechtswissenschaftler, geschult an den Ideen des deutschen, französischen und englischen Konstitutionalismus, entwarfen Verfassungsprojekte, die den Übergang von der Autokratie zu einer konstitutionellen Monarchie mit moderner parlamentarischer Repräsentation durchsetzen sollten.[95] Doch bedurfte es erst einer politischen Revolution im Jahr 1905, die den Zaren zum Erlass von »Staatsgrundgesetze[n] des Kaiserreichs Russland vom 23. April 1906« zwang. Diese Dokumente besaßen zwar mit 70ihrer Kategorisierung als »Gesetze« formal nicht den Rang einer von den übrigen Rechtsquellen gesonderten und systematisch abschließenden Urkunde, waren aber dennoch ein Sprung zur rechtlichen Selbstbindung der »Selbstherrschaft« des Zaren und zur Einsetzung einer Volksvertretung (Duma), die über Gesetze mitentschied.[96] Mit dieser konstitutionellen Bindung nahm die Monarchie im Zuge einer zugespitzten Krisensituation, die ihre Legitimität insgesamt in Frage stellte, die Bestrebungen aus der Mitte des 19. Jahrhunderts auf, ihre Herrschaft auf einer neuen rechtlichen Grundlage zu vereinheitlichen und zentral neu zu definieren. Dazu gehörte die einheitliche Regelung des Verhältnisses zwischen dem monarchischen Staat und seinen Bürgern. Der Abschnitt »Von den Rechten und Pflichten der Russischen Untertanen« sah erstmals die einheitliche Festlegung der Bedingungen für Erwerb und Verlust der Staatsangehörigkeit, der »russischen Untertanschaft«, vor, und zwar durch ein Gesetz, an dem die Volksvertretung mitwirkte. Erstmals in der russischen Rechtsgeschichte wurden neben den Pflichten zentral und für das gesamte Reich auch die Freiheitsrechte der »Untertanen« festgelegt.[97] Aber es waren ausdrücklich nicht die Rechte von »Staatsbürgern«, sondern von »Untertanen«.[98] Inmitten der vielfältigen Transfers westeuropäischer konstitutioneller Ideen, die russische Rechtsgelehrte und Politiker während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts beim Versuch einer Konstitutionalisierung des Zarenreichs unternahmen, enthielten allerdings die Nichtaufnahme des Begriffs »Staatsbürger« (»cito71yen«, »citizenship«) und die Berufung auf den »Untertanen«[99] eine grundsätzliche Entscheidung für die Beibehaltung eines tradierten monarchischen, auf Differenz und Hierarchie statt Gleichheit und Partizipation setzenden Herrschaftsmodells.

      Die konstitutionelle Proklamation des Untertanenstatus für mehr als 129 Millionen Russen gemäß der Volkszählung von 1897 war ambivalent. Sie bekräftigte einerseits einen spätabsolutistischen monarchischen Herrschaftsanspruch, der die Masse der »Untertanen« in hierarchischer Unterordnung festhielt. Sie verkörperte aber andererseits den Anspruch staatlicher Modernisierung auf Vereinheitlichung und Homogenisierung einer rechtlich und kulturell äußerst heterogenen Untertanschaft unter der Herrschaft des die Einheit des Imperiums verkörpernden Monarchen. Der Rechtsbegriff »Untertanen« bezeichnete nicht nur Untertanen des russischen Zaren, sondern zugleich Angehörige des Russischen Reiches, des Imperiums.[100] Dies war politisch umso bedeutsamer in einer Systemkrise der Monarchie, in der der imperiale, extensive Charakter des Herrschaftsgebiets am Ende des 19. Jahrhunderts seine zentrifugale, systemsprengende Kraft zu entwickeln begann.

      Das Russische Reich war Mitte des 19. Jahrhunderts keine fest gefügte territoriale Einheit, die flächendeckend von tradierten Verwaltungsinstitutionen strukturiert wurde. Es war vielmehr ein expansives, dynamisches Gebilde, zumal an seinen geografischen Rändern räumlich instabil, aus der Sicht der politischen Zentrale der äußeren Festigung und inneren Kolonisation bedürftig. Der Kaukasus gehörte erst nach langen Kriegen ab der Jahrhundertmitte zum gesicherten Herrschaftsbereich des Zarenreichs, während zentralasiatische Gebiete noch vor der Eroberung standen. Vom Zentrum bis zur weit entfernten Peripherie des großen Reiches war die große Spannbreite der Herrschaftsmethoden und der Durchdringung des Territoriums augenfällig: Sie reichte von der urbanen Selbstverwaltung der Metropolen nach westlichem Vor72bild[101] bis hin zu den rudimentären Kolonialstrukturen der neu eroberten asiatischen Provinzen wie beispielsweise Turkestans. Das russische Imperium war eine koloniale Landnahmegesellschaft, die staatliche Herrschaft jenseits überkommener Stammes- und Regionalstrukturen erst aufbaute.[102] Der Impetus staatlicher Herrschaftsexpansion begegnete, je weiter er sich von den vergleichsweise erschlossenen Kernprovinzen entfernte, einer wachsenden Heterogenität ethnischer, kultureller und religiöser Traditionen, die vor dem Hintergrund einer hegemonial russischen und christlich-orthodoxen Kultur als fremd und potenziell widerständig wahrgenommen wurden. Insbesondere muslimische und andere nicht-christliche religiöse Kulturen zählten zu diesen Traditionen, denen der russische Zentralstaat immer weniger mit Toleranz, sondern mit dem Willen zur Beherrschung und – notfalls zwangsweise – zur Assimilation begegnete. Die klassischen staatlichen Mittel, um ein beherrschbares Maß an Homogenität in einem heterogenen Imperium sicherzustellen, waren zum einen die Verstärkung zentraler rechtlicher Strukturen und die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht 1874 für alle Stände der Bevölkerung mit dem Ziel des Ausbaus sozialer Gleichheit wie auch ethnischer Homogenität; zum anderen waren es Justiz- und Verwaltungsreformen, die die regionale Selbstverwaltung und Wahlkörperschaften stärkten und langsam auf die Politik der Zentrale zurückzuwirken begannen.[103] Doch stießen diese Neuansätze auf nachhaltigen politischen Widerstand. Auf die liberalisierenden, dem Ausland gegenüber offenen staatlich-organisatorischen Maßnahmen der großen Reformzeit nach 1861 folgte eine Politik der nationalen Homogenisierung, die einer spezifisch ethnisch-kulturellen Logik entsprach: Ab der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, verstärkt seit der Herrschafts73übernahme des Zaren Alexander III. im Jahre 1881, entwickelte sich eine Politik der ›Russifizierung‹, der sprachlichen Homogenisierung und institutionellen Angleichung, die den Primat der russischen Sprache nach dem administrativen Modell der russischen Kernprovinzen durchsetzen sollte. Die statistisch ermittelte – mit 56 Prozent knappe – Mehrheit der Russen im Reich[104] schickte sich an, die – starke – Minderheit der ›Fremdstämmigen‹ dem Druck einer Mehrheitsnation auszusetzen, der gegenüber die anderen Nationen Unterworfene im Status von ›Untertanen‹ waren.

      Diese Politik der beginnenden, immer schärfer werdenden Nationalisierung und Russifizierung war Teil einer ganz Europa erfassenden Nationalisierung ethnischer und kultureller Unterschiede, die zum Sprengsatz multi-ethnischer Imperien zu werden begannen. Der Dominanzanspruch der Russen im Zarenreich verstärkte sich gleichzeitig und in Zusammenhang[105] mit der Politisierung und Neuorganisation nicht-russischer Ethnien im Reich. Es war vor allem die polnische Minderheit, die die Forderung nach nationaler Selbstbestimmung und Sezession in den westlichen Kerngebieten des Zarenreichs erhob. 1863 kam es zum Aufstand der Polen im Westen des Reiches, der gewaltsam niedergeschlagen und mit der Auflösung des »Königreichs Polen« als eigenständiger Verwaltungseinheit sowie der Russifizierung seiner Institutionen endete. Es gehört zu den Ambivalenzen des späten Zarenreichs, dass eben in jener Phase, in der die vereinheitlichenden, regionale Autonomie aber durchaus respektierenden zentralen Verwaltungsreformen zu wirken begannen und die Chance zu einer Umformung des Russischen Reiches in Richtung auf einen multi-ethnischen Staat eröffneten, zugleich nationalisierende und kolonial-imperiale Tendenzen die zentrifugalen, sezessionistischen Kräfte[106] im Imperium forcierten.

      Die Sezessionsbestrebungen der polnischen Minderheit forder74ten den Zusammenhalt des russischen Zarenreiches in seinem europäischen Kerngebiet am stärksten heraus. Sie verschärften in einer Gegenreaktion die Politik des autokratischen Regimes, das mit einer systematischen Diskriminierung ›polnischer‹ gegenüber ›russischen‹ Untertanen entsprechend ihrer Nationalität reagierte. Die immer schärfere Unterscheidung der Nationalitäten wirkte sich als Einteilung in hierarchisch abgestufte Klassen von Rechten der Untertanen aus.[107] Ziel dieser Politik war die Nationalisierung, also die ›Russifizierung‹ der nicht-russischen Minderheiten, ihre Unterstellung unter den Primat der herrschenden russischen Kultur und ihre nachfolgende Anpassung. Zentraler Punkt der Auseinandersetzung war wie in der antipolnischen Politik des Deutschen Reiches der ›Kampf um den Boden‹. Zwei Jahre nach der Niederschlagung des polnischen Aufstandes legte eine geheime Verwaltungsanordnung fest, dass Polen in den westlichen Reichsprovinzen der Ankauf ›polnischen‹ Bodens aus den nach dem Aufstand von 1863 konfiszierten Ländereien des polnischen Adels verboten wurde. Hinzu kamen Beschränkungen der Freizügigkeit, die Polen aus dem Gebiet des ehemaligen »Königreichs Polen« untersagten, sich in den Provinzen des Westens und Bessarabiens niederzulassen. Diese Bestimmungen waren so rigide, dass sie für Polen den größten Teil des Zarenreichs quasi zum schwer erreichbaren Ausland machten. Auch die nicht-polnischen Ehemänner polnischer Frauen waren davon betroffen. Eingeführt wurden zudem diskriminierende Sonderregelungen über den Erwerb und Verlust der russischen Untertanschaft in den polnischen Siedlungsgebieten.[108] Insgesamt führten die Maßnahmen zu einem nach Nationalitäten aufgespaltenen Rechtssystem der Staatsbürgerschaft beziehungsweise Untertanschaft. Sie forcierten zudem eine durchgreifende Veränderung des Bodenbesitzes in den westlichen Reichsprovinzen zugunsten russischer Eigentümer.[109] Begleitet wurden sie von Regelungen der Einwanderungs75kontrolle, in denen eine gewisse Internationalität der Nationalisierungspolitiken deutlich wurde. Die russischen Behörden wandten bei der Steuerung der Immigration chinesischer Arbeitskräfte in den östlichen Gebieten des Imperiums Maßnahmen an, die sie bei deutschen Behörden in Regelungen der Einwanderung russischer Arbeitskräfte aus den westlichen Grenzgebieten des Zarenreichs beobachtet hatten.[110]

      All diese diskriminierenden und selektiven Maßnahmen mit existenziellen rechtlichen Folgen setzten eine Klärung und Unterscheidung von »Nationalitäten« als Gruppen voraus. Dieses neue Kriterium, das sich nicht mit der bekannten Religionszugehörigkeit deckte, erforderte neue Quellen und Methoden der Erhebung, die sich von nachbarschaftlichen und lokalen Ermittlungen allmählich auf eine zentrale und wissenschaftlich-professionelle Ebene verlagerten. Ausgebildete Statistiker wurden von politischen Stellen angehalten, zum Beispiel in den polnischen Gebieten Erhebungsdaten zu liefern, die den ›polnischen Einfluss‹ anhand sprachlicher und kultureller Indizien belegen sollten. Die Folge war eine durchgreifende Veränderung der Erhebungsmethoden. Im großen Zensus des Russischen Reiches von 1897 wurde die noch unscharf definierte Kategorie der »Nationalität« durch die Kombination vorhandener Daten über Religionszugehörigkeit, Stand und Sprache zu einem handhabbaren, schließlich zentralen Kriterium der Erhebung geformt. Von dort wirkte die Bestimmung der Nationalität zurück auf die individuelle Ebene. Statistiker und Ethnografen spielten eine Schlüsselrolle bei der Umwandlung von »Nationalität« als Gruppenzuschreibung hin zu einer Kategorie individueller Identität.[111] Sie führten auch die zentrale semantische Debatte um das Wort »Nationalität« an, das im Russischen mit »narod’nost« oder »national’nost« bezeichnet wurde. Während die erste, auf das Volk (»narod«) gerichtete Bezeichnung eine stärker kulturelle und anthropologische Bedeutung besaß und auf das russische Volk im ethnischen Sinn und in seiner unteilbaren Ganzheit bezogen wurde, war »national’nost« als Lehnwort auf die Französische Revolution und das Prinzip der nationalen Souveränität beziehbar. Es 76war ein politischer Begriff, der durchaus ethnisch gemischte Einheiten umfassen konnte. Das sich im Sprachgebrauch schließlich durchsetzende Wort »national’nost« kam dem französischen Wort »nationalité« auch in seiner juristischen Bedeutung von »Staatsangehörigkeit« nahe, ließ Vielfalt gelten und bezog keine Stellung für ein ethnisch unteilbares Russland im Sinne der großrussischen Politik.[112] Inmitten einer dominanten Politik der Nationalisierung war dies eine Entscheidung für wissenschaftlich begründete Offenheit in Anlehnung an eine im westlichen Europa entwickelte Terminologie.[113]

      Die Polen des Russischen Reichs – nach statistischen Kategorien ›Untertanen polnischer Nationalität‹ – waren nur eine, überdies politisch und ethnisch klar identifizierbare Minderheit, die einem diskriminierenden Rechtsregime unterworfen war. Die Gruppe der Juden war dafür ein anderes, besonders prägnantes Beispiel. Ihre Diskriminierung war auch räumlich klar sichtbar. Seit 1835 waren die Juden der westlichen Reichsgebiete zur Niederlassung in einem gesonderten Gebiet gezwungen worden. Ab 1882 durften sie sich selbst in ihrem Siedlungsreservat nicht mehr außerhalb der Städte und Dörfer niederlassen und in den westlichen, später auch östlichen Reichsgebieten kein Ackerland kaufen. Nur eine kleine Elite der jüdischen Minderheit, die führende Positionen in der Wirtschaft und im Bildungswesen bekleidete, war von diesen Beschränkungen ausgenommen und erreichte räumliche und soziale Mobilität. Doch wurden auch diese begrenzten Ausnahmen von Diskriminierungen nur in Form von leicht zurückzunehmenden individuellen Erleichterungen und phasenweisen Begünstigungen erlaubt.[114] 77Insgesamt wurden Juden, gerade in der letzten Phase des Zarenreichs, im Zuge einer wechselseitigen Verstärkung von russischem Nationalismus und starkem Antisemitismus zur Zielscheibe besonders scharfer Diskriminierungen.[115] Staatliche Benachteiligung und heftige, viele Opfer fordernde Pogrome trieben einen erheblichen Teil der Juden in die Emigration in die westlichen Anrainerstaaten Deutschland und Österreich-Ungarn, wo sie sich niederließen oder wegen erneuter Diskriminierungen weiter nach Westen zogen. Die Diskriminierung der Juden wirkte härter und nachdrücklicher, weil sie sich auf eine althergebrachte Tradition des systematischen, rechtlich fundierten Ausschlusses stützen konnte. Juden waren der besonders prägnante und zugleich extreme Anwendungsfall einer rechtlichen Kategorisierung, die von alters her die Untertanschaft der Zarenkrone in zwei scharf geschiedene Großgruppen teilte: die Gruppe der »Fremdstämmigen« (»inorodec«) und die der »gebürtigen Untertanen« (»prirodnyi poddannyi«).[116] Während für die »gebürtigen Untertanen« das gesamte allgemeine Straf- und Zivilrecht volle Geltung besaß, unterlagen die »Fremdstämmigen« einer juristischen Sonderstellung, die sich in der Anwendbarkeit gesonderter Rechtsregeln – zum Beispiel Stammesrechts – und in Gestalt von Privilegien, aber auch in systematischen Diskriminierungen wie bei Juden niederschlagen konnte. Neben diesen umfasste der Rechtsstatus der Fremdstämmigen am Ende des 19. Jahrhunderts sieben weitere Gruppen von Ureinwohnern und Nomadenstämmen der östlichen und nördlichen Reichsgebiete. Während sie vereinzelt Privilegien genossen, zum Beispiel die Ausnahme von der Wehr- und Abgabepflicht, wurden sie doch im Zuge der ›inneren Kolonisation‹ des Reiches und des Vordringens russischer Siedler in den asiatischen Raum immer stärker einer willkürlichen, oftmals auch gewaltsamen, dem Überlegenheitsgefühl der ›europäischen‹ Russen 78entspringenden Assimilationspolitik ausgesetzt. Insgesamt transformierte sich hier rechtliche und kulturelle Verschiedenheit in rechtliche Hierarchie. Dabei traf Juden die Einstufung als »Fremdstämmige« besonders hart, zumal sie sich von ihrem sozialen Status wie von ihrer sprachlich-kulturellen Integration in die ›russische‹ Mehrheitskultur her gerade als zugehörig empfanden.[117]

      Neben der Abstufung in »Fremdstämmige« und »Gebürtige« wurden die Untertanen des Zarenreichs durch Standesschranken rechtlich hierarchisch in Stufen eingeteilt. Die aus dem Absolutismus überkommene Aufteilung in sechs Standesgruppen blieb bis zum Ende des Zarenreichs bestehen. Auch wenn die rechtlichen Unterschiede, die sich an die jeweilige Standeszugehörigkeit knüpften, im Verlauf der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts schwächer wurden, behielten sie doch im sozialen Leben des Zarenreiches Wirksamkeit und Unterscheidungskraft.[118] Die weitaus größten und zugleich am stärksten benachteiligten Stände der Kleinbürger und Bauern blieben gegenüber den privilegierten Ständen des Adels, der Geistlichkeit, des Ehrenbürgertums und der Kaufmannschaft im Steuerrecht und in den persönlichen Freiheitsrechten bis zum Beginn des 20. Jahrhunderts eingeschränkt. So gab es beispielsweise einen die Mobilität beschränkenden Passzwang und eine spezielle Disziplinargewalt der Standeskörperschaften von Bauern und Kleinbürgern. Auch im Erb- und Eherecht sowie bei der Zulassung zu bestimmten Berufsgruppen machte die Zugehörigkeit zu einem bestimmten Stand rechtlich einen erheblichen Unterschied.[119]

      Zu den rechtlichen Abstufungen in »Gebürtige« und »Fremdstämmige« sowie in verschiedene Standesstufen kamen im ausgehenden 19. Jahrhundert die nur teilweise rechtlich formalisierten, vielfach geheim gehaltenen Regelungen einer diskriminierenden Nationalitätenpolitik. Sie bestanden vor allem in der Einführung von Systemen des Numerus clausus in staatlichen Institutionen wie Schule, Universität und Armee sowie im Zugang zu freien 79Berufen. Weiterhin gab es Regelungen, die die Angehörigen der ›russischen‹, orthodoxen Kirche in allen staatlichen Institutionen privilegierten und insbesondere in sicherheitsrelevanten Territorien und Bereichen ihre Vormachtstellung garantierten. Dieses gesamte formalisierte oder informelle, öffentliche oder geheime, auf alten ständischen und neuen ethnischen Unterscheidungen beruhende Regelwerk schrieb dem Status eines Untertanen des Zarenreichs ein System politisch beabsichtigter, rechtlich sanktionierter hierarchischer Abstufungen ein. Dieses historische Flechtwerk rechtlicher Zugehörigkeitsschichten war weit entfernt von den Prinzipien der Einheit und Gleichheit, die sich mit dem Idealtypus der Staatsbürgerschaft in der atlantisch-europäischen Doppelrevolution an der Wende zum 19. Jahrhundert herausgebildet hatten. An der Schwelle zum 20. Jahrhundert war die rechtliche Gliederung in hierarchisch geordnete Stände und Klassen der Untertanen nicht die Ausnahme, sondern ein konstitutives Prinzip des russischen politischen Systems.

      In dieser Situation kam es zu einer weiteren legislativen Initiative, zur gesetzlichen Zusammenfassung zentraler Rechtsregelungen über die Zugehörigkeit zum Russischen Reich und die Einbürgerung im Jahre 1899. Es handelte sich um eine Zusammenstellung – nicht um eine systematische Neuregelung – von Normen, die den Erwerb der Staatsangehörigkeit[120] und die Voraussetzungen der Einbürgerung regelten. Ihre Zielsetzung lag primär in der Vergewisserung hinsichtlich der geltenden Rechtslage im Rahmen fortbestehender Initiativen zur rechtlichen Vereinheitlichung und Modernisierung des russischen Staatsangehörigkeitsrechts. In ihrer formalen Abstraktheit entsprachen die Regelungen weitgehend den Regelungsprinzipien des internationalen Staatsangehörigkeitsrechts jener Zeit. Nicht eigens erwähnt wurde, offenbar als selbstverständliches Grundprinzip, dass die russische Staatsangehörigkeit durch die Abstammung von Russen erworben wurde.[121] Daneben 80wurde ein ausgeprägt territoriales Element der russischen imperialen Tradition in der bevorzugten Aufnahme der in Russland geborenen und aufgezogenen Kinder von Ausländern sichtbar. In Russland aufgewachsen zu sein oder dort eine mittlere oder höhere Lehranstalt besucht zu haben, wurde als hinreichend wichtiger Sozialisationsfaktor angesehen, um dem Kind nach seiner Volljährigkeit das Recht auf den Erwerb der russischen Staatsangehörigkeit zu geben.[122] Die Einbürgerung wurde in Übereinstimmung zum Beispiel mit dem deutschen Recht in das diskretionäre Ermessen der Behörden gestellt, ohne dass ein individueller Anspruch des Einzelnen bestand. Die Nützlichkeit der Einbürgerungskandidaten für den russischen Staat wurde honoriert, sofern sie zum Beispiel besondere Talente nachwiesen oder in russische Unternehmen investieren wollten. Bei der Heirat als Grund für den Erwerb der Staatsangehörigkeit reihte sich das russische Recht in das gesamte europäische Staatsangehörigkeitsrecht am Ende des 19. Jahrhunderts ein, indem Ehefrauen kein eigenständiger Erwerb der Staatsangehörigkeit zugebilligt wurde.[123]

      Die Besonderheit des russischen Staatsangehörigkeitsrechts lag in den Bestimmungen, die bestimmten Nationalitäten und Minderheitsgruppen, insbesondere den Juden, galten. Mit seltener Eindeutigkeit zeigte die Zusammenstellung, wie sehr ausländische Juden von der Niederlassung und Einbürgerung in Russland aus81geschlossen wurden.[124] Einige Ausnahmen galten nur für die im Unterschied zu den europäischen als ›ungefährlich‹ eingestuften mittelasiatischen Juden sowie für wirtschaftlich ›nützliche‹ jüdische Unternehmer. Während das Staatsangehörigkeitsrecht speziell gegenüber Juden eine scharfe Abwehrstellung bezog, wurden für bestimmte andere Bekenntnisse und Nationalitäten – teilweise gebietsbezogen und unter Bezug auf ihre staatsrechtliche Sonderstellung als »Fremdstämmige« – besondere Regelungen aufgestellt.[125] Dem »Großfürstentum Finnland« galt ein eigener Abschnitt, in dessen Einbürgerungsbedingungen die »christliche Religion« zwingend Voraussetzung war.[126] Schließlich betrafen Sonderregelungen ausländische Kolonisten und Landarbeiter sowie mittelasiatische Einbürgerungsbewerber.[127] Gerade diese disparaten, ins Detail gehenden Sonder- und Ausnahmeregelungen waren bezeichnend für Charakter und Zweck des russischen Staatsangehörigkeitsrechts im Nationalitätenkampf an der Wende zum 20. Jahrhundert. Ohne Beteiligung einer repräsentativen politischen Öffentlichkeit an der Gesetzgebung formulierte der russische Staat Regeln über ›erwünschte‹ und ›unerwünschte‹ Zuwanderung und Einbürgerung. Die vielfältigen rechtlichen Abstufungen und Sonderregelungen hinsichtlich der ethnisch, religiös und territorial definierten Gruppen der russischen Untertanschaft ließen Zeitgenossen und spätere Kommentatoren daran zweifeln, ob insbesondere die Gruppe der »Fremdstämmigen« überhaupt als russische Untertanen bezeichnet werden konnte.[128] Diese Bedenken, die auf die innere Systematik und Kohärenz des russischen Staatsangehörigkeitsrechts zielten, gingen indessen von der Grundidee der Gleichheit aus, die das staatliche Zugehörigkeitskonzept aus Gründen der Nationalitä82tenpolitik gerade nicht bezweckte. Der russische Staat wollte mit diesem Staatsangehörigkeitsrecht ein Instrument der Schließung sowohl des russischen Territoriums als auch der dominanten russischen Staatsnation nach Maßgabe nationalpolitischer Prioritäten in seiner Hand behalten. Der Zweck der russischen Politik, der Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft insgesamt, nicht nur der Imigrationspolitik, war die situationsabhängige, durch wechselnde politisch-soziale Konstellationen bedingte Kontrolle und Filterung der russischen Bevölkerung, die sich in ihrer immensen kulturellen und geografischen Verschiedenheit von allen anderen europäischen Staaten unterschied.[129] Ein Resultat dieser Politik war die vielfältige Aufsplitterung des Untertanenstatus, die, in Anbetracht seiner immanenten Heterogenität, eine Abgrenzung gegenüber dem Status des Ausländers unklar und wenig gehaltvoll machte.

      Von dieser Lage hatte auch die erste russische Verfassung von 1906 auszugehen. Sie enthielt zwar in ihrem Abschnitt über die Rechte und Pflichten des Untertanen die Konzeption eines einheitlichen und gleichen Untertanenstatus. Diese Gleichstellung blieb indessen angesichts der weiterhin bestehenden Rechtspraxis eine Fiktion. Dies zu ändern, war das Anliegen einer starken Bewegung liberaler Reformer gewesen, unter deren Einfluss sich während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts ein rechtliches Ethos der russischen Bürokratie zu entwickeln begonnen hatte.[130] Sie gingen nunmehr daran, die Freiheitsgarantien der Verfassung rechtlich umzusetzen. Dazu gehörte vor allem die Befreiung der großen Mehrzahl der russischen Bevölkerung, der Bauern, aus den trotz Abschaffung der Leibeigenschaft verbliebenen Beschränkungen ihrer Mobilität und ihres minderen Rechtsstatus. Die Umwandlung des freiheitsbeschränkenden inneren Passes zu einem Dokument der individuellen Identität und Förderung der Bewegungs- und Berufsfreiheit war das Anliegen eines umfassenden liberalen Projekts, das die russische Politik über das 19. Jahrhundert begleitet und geprägt hatte. Im Kern ging es diesem Projekt um den Übergang von einem tradierten hierarchischen System der Untertanschaft zu einer modernen Staatsbürgerschaft auf der Basis individueller Gleich83heit. Deshalb drängten die Liberalen und die ihnen verbundene Öffentlichkeit darauf, den von der neuen Verfassung geforderten Untertaneneid auf den Staat und die Gesetze zu leisten, nicht auf den Monarchen.[131] Damit war jedoch die fundamentale Frage des politischen Systems gestellt. Die Kraft der liberalen Bewegung reichte indessen nicht aus, um sie in ihrem Sinne zu entscheiden. Wie der politische Eid blieb auch ein systematisches Staatsangehörigkeitsrecht ein unausgeführtes Reformprojekt, bevor die autoritären Regime des Weltkriegs und der folgenden kommunistischen Diktatur die Voraussetzungen einer umfassenden, liberalen Regelung der Staatsbürgerschaft auf der Basis individueller Gleichheit und Freiheit beseitigten.

      4. Territoriale Hierarchie: 
»subjecthood« im British Empire

      Großbritannien und das British Empire wichen in vielfacher Hinsicht strukturell von der Entwicklung des Staatsbürgerrechts im kontinentalen Europa um 1900 ab. Der erste Unterschied lag schlicht in der politischen Geographie. Das Vereinigte Königreich war – wie Russland – ein Imperium, dessen Kerngebiet in einer vom europäischen Kontinent getrennten Insel bestand, während sich das eigentliche Kolonialreich, das ein Viertel der Landmasse der Welt ausmachte, über alle Kontinente erstreckte, sehr verstreut war und nur über Seeverbindungen politisch und wirtschaftlich zusammengehalten wurde. Kein politisches Gebilde jener Zeit war auch nur annähernd geographisch, wirtschaftlich, kulturell, sozial und ethnisch so heterogen wie das British Empire, auch nicht das Empire français.[132]

      84Die Topographie des Empire wirkte sich unmittelbar auf die Konstruktion der politischen und rechtlichen Zugehörigkeit aus. Zum einen entwickelten sich überaus verschiedene, den jeweiligen territorialen Gegebenheiten angepasste Verhältnisse rechtlicher Zugehörigkeit. Dies galt für das Mutterland selbst, das Vereinigte Königreich, dessen vier Teile sich als traditionsbewusste, eigenständige Nationen verstanden und zum Teil über lange Phasen in politische Konflikte verstrickt gewesen waren. Um vieles stärker noch erschien diese Diskrepanz im Verhältnis zwischen dem ›Mutterland‹, das das Pionierland der weltweiten Industrialisierung war, und seinen Kolonien, deren Ureinwohner vielfach auf einem weit davon entfernten technischen und ökonomischen Entwicklungsstand lebten.[133] Zum anderen war die Migration zwischen den Teilen des Empire aufgrund der großen Entfernungen über See erheblich eingeschränkt. Insbesondere das ›Mutterland‹, die Inseln des Vereinigten Königreichs, waren nur auf dem Seeweg zu erreichen. Die Kontrolle der Immigration, die ein zentrales Motiv zur rechtlichen Regelung der Zugehörigkeit darstellte, war im 19. Jahrhundert von geringer praktischer Bedeutung, da das Vereinigte Königreich kein Einwanderungsgebiet darstellte.[134] Bis 1870 war die Auswanderung aus den Gebieten des Vereinigten Königreichs größer als die Immigration. Zwischen 1876 und 1914 betrug der jährliche Überschuss an Auswanderung jährlich bis zu 268 000 Personen. Im gleichen Zeitraum stellten die Iren das größte Kontingent an Einwanderern auf der Hauptinsel. Diese waren aber selbst Untertanen der britischen Krone, während die ganz überwiegende Zahl der nicht-britischen Einwanderer aus Europa stammte und hier vor allem – mit Ausnahme Polens – aus den großen industrialisierten Ländern 85Deutschland und Frankreich.[135] Ausländer aus Asien und Afrika machten zwischen 1861 und 1871 weniger als ein Prozent der Gesamtzahl der Ausländer aus, die ihrerseits unter einem Prozent der Einwohnerzahl von England und Wales lagen.[136] Damit stellten sie eine mikroskopisch kleine, kaum sichtbare Gruppe im Vereinigten Königreich dar.

      Der zweite Unterschied zwischen dem Vereinigten Königreich und Kontinentaleuropa lag in der ungebrochenen rechtlichen Konstruktion der Angehörigkeitsbeziehungen. Die aus der monarchischen Tradition stammende Beziehung zwischen Herrscher und Untertan (»subject«) bildete das Zentrum der Angehörigkeitsbeziehung, eine fast ein Jahrtausend alte Institution, die lange vor der Herausbildung moderner territorial-staatlicher und imperialer Strukturen im Vereinigten Königreich entstanden war.[137] Die mittelalterliche Konstruktion der »subjecthood« schuf ein persönliches Verpflichtungsverhältnis, eine »personal allegiance«, zwischen Untertan und Monarch mit wechselseitigen Rechten und Pflichten, die der grundsätzlichen Korrelation von ›Schutz und Treue‹ folgten.[138] Die Bindung an die Person des Herrschers leitete sich entsprechend feudalen Rechtsprinzipien aus dessen Herrschaft über das Land ab, die ihn zur Schutzgewähr für die darin befindlichen Personen verpflichtete.[139] Darin fußte die überragende Stellung des Territorialprinzips im britischen Recht der Zugehörigkeit: Über Jahrhunderte hinweg war die Geburt »within his/her Majesty’s dominion« die alleinige Möglichkeit, den Status des Untertanen (»subject of the British crown«) durch Geburt zu erwerben. Grund86lage dieser Rechtskonstruktion war das persönliche und territoriale Bindung verschmelzende Institut der »allegiance«. Die Geburt »out of the ligeance« des Herrschers hingegen führte zum Status des »a-lien«, des Fremden und Ausländers qua Geburt außerhalb des Herrschaftsterritoriums. Auch die Kinder britischer Eltern, die »out of the ligeance« geboren wurden, blieben »a-lien«, das heißt ohne persönliche Treuebindung an den Herrscher.[140] Die Zuerkennung der »subjecthood« an Kinder britischer Eltern, die im Ausland geboren wurden, blieb deswegen bis ins 18. Jahrhundert eine auf sehr wenige Fälle – überwiegend monarchischer Erbsukzession – begrenzte Ausnahme.[141]

      Die dritte Besonderheit der britischen Angehörigkeitskonstruktion – neben der politischen Topografie und der feudalrechtlichen Prägung der Untertanschaft (»subjecthood«) – bestand in der spezifischen Traditionsgebundenheit und Kontinuität des britische Rechts insgesamt: die Mischung aus jahrhundertealtem ungeschriebenem Recht, dem Fallrecht des Common Law und Equity Law, einerseits sowie dem vom Parlament gesetzten Statute Law andererseits. Das historisch über lange Zeiträume gewachsene Nebeneinander unterschiedlicher Rechtsquellen verschiedener Herkunft entbehrte nicht einer rechtlichen Ordnungswirkung, wohl aber bis weit in das 19. Jahrhundert hinein jeder kodifikatorischen Vereinheitlichung und Systematisierung. Die meisten kontinentaleuropäischen Staaten hingegen hatten überwiegend nach dem französischen, zum Teil nach dem österreichischen und preußischen Modell in Zivil- und Verfassungsrechtskodifikationen neues revolutionäres Recht geschaffen[142] und ihren überkommenen Rechtsbestand neu gegliedert. Das Vereinigte Königreich dagegen trug über 87die industrielle Revolution und die Boomphase der kolonialen Expansion seit dem 18. Jahrhundert hinweg ohne revolutionären Bruch das vielschichtige Traditionsgefüge seiner Rechtsordnung, darunter auch seines Angehörigkeitsrechts, weiter.

      Gleichwohl erscheint, vergleicht man das britische Staatsangehörigkeitsrecht vor 1870 mit dem der deutschen Einzelstaaten, das britische Modell vorderhand von hoher Stringenz und Schlichtheit. Untertan der britischen Krone und dieser zur Treue verpflichtet war, wer im Herrschaftsbereich der Krone geboren wurde, und zwar ohne Ansehen der Staatsangehörigkeit und der Aufenthaltsdauer der Eltern. Diese Schlichtheit der Konstruktion bestach vor allem durch die Gemeinsamkeit und Uniformität des Untertanenstatus. Dieser verkörperte formal die rechtliche Gleichheit aller Untertanen in ihrer prinzipiellen Pflichtbindung und Berechtigung gegenüber der Krone. Ebendiese Einheit und Einfachheit des Zugehörigkeitsmodells stand jedoch im krassen Gegensatz zur hohen Heterogenität der tatsächlichen und rechtlichen Verhältnisse in einem stetig expandierenden, von kulturellen, nationalen und rassebezogenen Differenzierungen zunehmend geprägten Empire. Das einheitliche Modell der »subjecthood« und »allegiance« war eine rückwirkende »Konstruktion«,[143] die britische Juristen um die Mitte des 19. Jahrhunderts entwickelten. Die Einheitsfiktion dieser Konstruktion bildete immer weniger die Realität zunehmender räumlicher Mobilität und wachsender politischer Heterogenität im British Empire ab.

      Die beschleunigte Veränderung der politischen und sozialen Verhältnisse des expandierenden imperialen Industriestaats seit dem 18. Jahrhundert stellte die Frage nach der Angehörigkeit und dem Umgang mit ethnischer und politischer Heterogenität im Recht neu und immer drängender. So kam es im Jahre 1870 zu einer systematischen Neufassung des Einbürgerungsrechts, das über Jahrhunderte hinweg in verstreuten Regeln und Einzelentscheidungen festgehalten worden war. Auslöser dieser Neuregelung war die wachsende Mobilität der Bevölkerung: Einerseits nahmen Einbürgerungsgesuche im Vereinigten Königreich zu, andererseits häuften sich Kollisionen der fortbestehenden »subjecthood« auswandernder Briten mit dem Staatsangehörigkeitsrecht ihres Auf88enthaltslandes. Insbesondere im Verhältnis zu den USA hatte das britische Festhalten an der überkommenen Regel der »indelible allegiance«, der Unauflöslichkeit des britischen Untertanenstatus, in der Vergangenheit schwere politische und auch militärische Konflikte ausgelöst. Die USA als Hauptzielland der europäischen Einwanderung während der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts[144] naturalisierten die allermeisten Einwanderer, die daraufhin zum Wehrdienst eingezogen werden konnten. Diese wurden aber zugleich zum Beispiel von einigen deutschen Staaten, vor allem aber von Großbritannien als Staatsangehörige angesehen, welche ihrem Herkunftsland weiterhin zur Loyalität verpflichtet waren.[145] Damit war ein doppeltes Grundproblem des Staatsangehörigkeitsrechts an der Wende zum 20. Jahrhundert aufgeworfen: zum einen die Vereinbarkeit des althergebrachten Prinzips der ›Unauflösbarkeit‹ der Angehörigkeitsbeziehung mit einem Zeitalter hoher Mobilität, die auf der Auflösbarkeit räumlicher und personaler Bindungen beruhte, zum anderen die Lösung von Loyalitätskonflikten, die zwangsläufig aus einer doppelten Staatsangehörigkeit gerade in Zeiten umfassender Wehrpflicht erwuchsen.

      Es bedurfte einer Modernisierung des Angehörigkeitsrechts, die einen Bruch mit hergebrachten Grundsätzen verlangte. Die Parlamentsmehrheit, nicht zuletzt auf Drängen britischer Juristen, war zu diesem Bruch bereit. Aufgegeben wurde das Prinzip der »indelible allegiance«. Briten, die im Ausland eingebürgert wurden, verloren seit 1870 ebenso ihren Status als britische Untertanen wie britische Frauen, die einen Ausländer heirateten. Im Ausland eingebürgerte Briten konnten ebenso wie in Großbritannien von ausländischen Eltern Geborene, die aufgrund des Abstammungsprinzips eine doppelte Staatsangehörigkeit erworben hatten, durch eine »declaration of alienage« ihre britische Staatsangehörigkeit aufgeben.[146] Das britische Staatsangehörigkeitsrecht passte sich damit auch stärker an kontinentale Rechtsverhältnisse an, die aufgrund des zunehmenden Nebeneinanders von Abstammungs- und Territorialprin89zip immer wieder den Status doppelter Staatsangehörigkeit nach sich zogen. Großbritannien nahm damit aber nicht nur gewisse Rücksicht auf die wachsende Mobilität und Migration eigener und fremder Staatsbürger, sondern es fügte sich zudem in die kontinentale Tradition der Patrilinearität des Staatsangehörigkeitsrechts ein. Es bekräftigte und vervollständigte in Übereinstimmung mit der herrschenden Rechtsauffassung im ausgehenden 19. Jahrhundert den abhängigen, unselbstständigen Staatsangehörigkeitsstatus von Ehefrauen. Waren schon vor 1870 Ausländerinnen, die einen Briten heirateten, dadurch automatisch Britinnen geworden, so verloren nunmehr auch diese, die einen Ausländer heirateten, ihren Status als »British subject«. Dieser Bruch mit tradierten Prinzipien der Angehörigkeitsbeziehung war indessen begrenzt und erwies gerade in seiner Begrenztheit die dahinter stehende politische Motivation. Das zeigt der Umgang mit der von einer parlamentarischen Minderheit geforderten Einschränkung des Territorial- zugunsten des Abstammungsprinzips. Diese sollte verhindern, dass auf britischem Boden geborene Kinder ausländischer Eltern aufgrund ihrer doppelten Staatsangehörigkeit weiterhin einem Loyalitätskonflikt ausgesetzt waren und dass Ehefrauen automatisch mit der Heirat ihre Staatsangehörigkeit verloren. Beide Forderungen wurden indessen von der Parlamentsmehrheit zurückgewiesen. Die beiden Änderungsvorschläge der unterlegenen Minderheit stellten sich demgegenüber als Versuche einer konsequenten Modernisierung des britischen Rechts dar, sei es als Übernahme des Abstammungsprinzips aus dem kontinentalen Römischen Recht, sei es als eine Stärkung der Geschlechtergleichheit. Sie konnten zudem – wie es mit der Propagierung des Abstammungsprinzips in Frankreich und später in Deutschland verbunden war – als Bekräftigung einer »nationalstaatlichen Logik« verstanden werden, indem sie nicht nur den Erwerb der britischen Staatsangehörigkeit, sondern auch deren Verlust – für Britinnen, die Ausländer heirateten – erschweren wollten.

      Einem derartigen Übergang von territorialen zu ›nationalen‹ Prinzipien hingegen verschloss sich die Mehrheit des britischen Parlaments. Im Gegenteil: Unter Berufung auf das hergebrachte Common Law wurde die integrierende Wirkung des Territorialprinzips mit dem Argument unterstrichen, dass es den Kindern von Einwanderern automatisch die britische Staatsangehörigkeit 90verleihe. Zudem wurde der Verlust britischer Untertanen, der mit der Abkehr von der »indelible allegiance« verbunden war, im staatlichen Interesse eingeschränkt. Während britische Frauen unbedingt ihre Staatsangehörigkeit verloren, wenn sie Ausländer heirateten, galt dies nicht uneingeschränkt für ihre männlichen Kinder. Diese sollten, sofern sie wehrfähig waren, nicht zum Verlust ihrer britischen Staatsangehörigkeit gezwungen werden können.[147] Gegenüber dem Argument der Modernisierung, das sich durchaus mit einer national restriktiven Logik verband, erwies sich damit die Mehrheitslinie der britischen Angehörigkeitspolitik als politischer Kompromiss, der nicht Imaginationen einer britischen Nation, sondern die Vermeidung internationaler Konflikte, die Hebung der Wehrkraft sowie die Bekräftigung patriarchalischer Strukturen in den Vordergrund stellte.

      Auch eine weitere Neuerung des Gesetzes wirkte einer nationalstaatlichen Verengung entgegen. Selbst wenn das neue Recht in der Praxis noch keine vollständige Gleichstellung von »naturalized« und »natural-born Britains« erbrachte,[148] näherte es doch entsprechend kontinentalen Rechtsgrundsätzen[149] diese beiden Gruppen weitgehend einander an. Hinsichtlich der politischen Rechte wurden beide Gruppen erstmals gleichgestellt. Zugleich bedeutete dies mehr Eindeutigkeit in Annäherung an die binäre juristische Kategorienbildung Kontinentaleuropas. Der rechtliche Zwischenstatus zwischen Staatsangehörigen und Ausländern, in der feudalen Rechtstradition Großbritanniens mit dem Begriff des »denizen« bezeichnet,[150] wurde hinsichtlich der politischen Rechte aufgehoben. Zugleich kam es in einem Kernbereich der zivilen Rechte, dem Eigentumsrecht, zur Gleichstellung von Ausländern und Briten. Beide konnten fortan unter gleichen Voraussetzungen Grundeigentum erwerben, wobei aber auch klargestellt war, dass das Grundeigentum in Absetzung von der feudalen britischen Tradition keine politischen Rechte mehr vermittelte. In doppelter 91Weise vollzog das neue Gesetz damit eine Entfeudalisierung des britischen Angehörigkeitsrechts. Nicht mehr die Verfügung über das Land und auch nicht die daran geknüpfte personale Herrschaftsbeziehung zum Monarchen erzeugte fortan die Angehörigkeit. Es war vielmehr die Geburt im Land, die den Status als »Untertan« begründete, ihn aber zugleich begrenzte, denn mit dem Verlassen des Territoriums auf Dauer konnte die Angehörigkeitsbeziehung aufgelöst werden. Darin erweist sich die Entfeudalisierung des Angehörigkeitsrechts 1870 im Kern als Entpersonalisierung in einer spezifischen Hinsicht:[151] Die persönliche Herrschaftsbeziehung zum Monarchen wurde auflösbar und abhängig von dem Bezug, den ein Individuum zum britischen Territorium besaß. In diesem Sinne bedeutete die Entfeudalisierung des Gesetzes von 1870 die Entpersonalisierung des britischen Angehörigkeitsrechts durch dessen Territorialisierung.

      Damit entschied das Territorium – die Geburt und der Aufenthalt im Lande – über Angehörigkeit oder Nichtangehörigkeit, die Eigenschaft des »British subject« beziehungsweise des »alien«. Doch bedeutete der Bezug zum Territorium des British Empire als solchem nicht die Gleichheit des Angehörigkeitsstatus. Es entspricht einer weitverbreiteten Auffassung, dass das Territorialprinzip in sich eine egalitäre Wirkung erzeugt, indem es den Aufenthalt in einem klar umrissenen staatlichen Territorium zu einem formal eindeutigen und ungeschichteten Kriterium der Angehörigkeit macht.[152] Das Gegenteil kann der Fall sein, wie die Geschichte des Angehörigkeitsrechts im British Empire zeigt. Gerade in einem weltumspannenden Imperium mit großer geographischer und ethnischer Heterogenität kann die territoriale Unterscheidung als Instrument der Diskriminierung genutzt werden, wobei sich die territorialen Kriterien mit ethnischen Abstufungen decken und auf diese abzielen.

      Diese Einsetzbarkeit der territorialen Abstufung als Instrument 92ethnischer Schließung zeichnete sich in der räumlich begrenzten Reichweite der Naturalisation innerhalb des Empire ab. Die Einbürgerung war – im Unterschied zum Geburtsstatus eines »natural-born subject« – in territorialer Hinsicht partikular, das heißt, sie galt nur für den Teil des Empire, in dem sie vorgenommen wurde.[153] Das führte beispielsweise dazu, dass Menschen, die in Indien eingebürgert worden waren, im kanadischen Dominion an der Einreise und an der Ausübung ihrer staatsbürgerlichen Rechte – ungeachtet ihres Status als eingebürgerte oder sogar als »natural born British subjects« – gehindert werden konnten.[154] Hieran zeigte sich die klare territoriale Differenzierung des Status als »British subject«. Es bestand eine ausgeprägte Heterogenität der Rechtsverhältnisse in Bezug auf Staatsangehörigkeit und Staatsbürgerschaft in den Territorien des British Empire, die durch die zentrale Gesetzgebung im »Naturalization Act« von 1870 sowie im »Aliens Act« von 1905 nicht vereinheitlicht, sondern im Gegenteil aus Gründen ethnischer und rassischer Unterscheidung vielfach noch bekräftigt wurde.[155] Die ethnisch von ›weißen‹ Einwanderern geprägten Siedlerkolonien, die Dominions, waren die treibende Kraft hinter der Errichtung territorialer Schleusen und Exklusionsmechanismen, die der Herstellung und Aufrechterhaltung einer bestimmten, ethnisch erwünschten Zusammensetzung der Bevölkerung dienten. Kanada zum Beispiel zielte mit dem Einwanderungsgesetz von 1910 darauf ab, Einwanderer einer »Rasse«, die »dem Klima oder den Erfordernissen Kanadas« nicht entsprach, die Einreise zu verweigern. Damit wollte sich das Land vor allem gegen asiatische Einwanderer, insbesondere aus Indien, abschotten, und zwar unabhängig davon, ob sie »British subjects« waren oder nicht.[156] Entscheidend daran war, dass die territoriale Beschränkung nicht nur die Wirkung der Staatsangehörigkeit, der »British subjecthood«, sondern auch der Staatsbürgerrechte betraf. Die Rechte der Staatsbürgerschaft waren territorial segmentiert, das heißt, sie galten nur mit dem jeweiligen Gehalt, den ihnen 93die Gesetze Kanadas, Südafrikas, Australiens etc. gaben, und zwar auch nur in den Grenzen dieser Territorien. Mit dem Ausschluss zum Beispiel von »British subjects« indischer Herkunft von der Einreise nach Kanada konnte diese Gruppe nicht nur vom Aufenthalt in Kanada, sondern zugleich von den am Ende des 19. Jahrhunderts expandierenden sozialen und politischen Rechten dieses Teils des British Empire ausgeschlossen werden. Damit garantierte die Staatsangehörigkeit, der Status des »British subject«, nicht nur keine Freizügigkeit innerhalb des Empire. Sie blieb zugleich nur eine notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung für den Genuss von Staatsbürgerrechten in den verschiedenen Teilen des Reiches. Beide Komponenten des Staatsbürgerstatus, die Staatsangehörigkeit wie die Staatsbürgerrechte, waren im Gebiet des Empire territorial segmentiert – und damit gerade nicht gleich gewährleistet.

      Dabei galten diese territorialen Exklusionsmechanismen in ethnisierender Absicht nicht nur für die Peripherie, sondern auch für das Zentrum des Empire. Das »Aliens Act« von 1905[157] führte auf Druck aus der politischen Öffentlichkeit Einreisebeschränkungen für das Vereinigte Königreich ein, die sich maßgeblich gegen die Einwanderung von Juden aus Osteuropa richteten. Soziale Vorbehalte, die auf mittellose und kranke Einwanderer abzielten, mischten sich mit xenophoben und antisemitischen Strömungen.[158] Sollte für diese Gruppen »unerwünschter Einwanderer« der dauerhafte Aufenthalt auf britischem Territorium und damit die Möglichkeit der Einbürgerung unterbunden werden, so wurde umgekehrt eine andere Gruppe von Ein- beziehungsweise Rückwanderern explizit begünstigt, nämlich ethnisch britische Personen, das heißt ehemalige Engländer, Schotten oder Iren, die im Ausland, zum Beispiel den USA, eingebürgert worden waren und nunmehr in das Heimat- und Mutterland des Empire zurückkehren wollten. Damit bedeuteten die Geburt auf dem Boden des United Kingdom und zugleich die Abstammung von diesen Personen im Gesamtzusammenhang des British Empire ein Privileg, das zugleich – mittelbar – eine andere territoriale und ethnische Herkunft abwertete. Die ausdrückliche 94Bevorzugung von Rückwanderern, die selbst oder deren Väter auf dem Gebiet des Vereinigten Königreichs geboren worden waren, zeigte in nuce den Mechanismus der ethnischen Privilegierung qua Territorialität, wobei im Gesetz von 1905 – im Unterschied zum »Naturalization Act« von 1870 – das Kriterium der Abstammung von einem Briten noch verstärkend wirkte.[159] Parallel dazu wurden zurückkehrende Briten, die lange im Ausland gelebt hatten und die Wiedereinbürgerung anstrebten, von der Bedingung des langjährigen Aufenthalts auf dem Boden des Vereinigten Königreichs ausgenommen, um ihren emotionalen Bezug zur Heimat zu honorieren und ihnen elementare soziale Rechte, zum Beispiel den Genuss der Pension, zu garantieren. Im Verlauf dreier Jahrzehnte hochimperialer Entwicklung, in denen das British Empire nach außen zunehmend imperialer Konkurrenz und nach innen dem Druck wachsender und prinzipiell ›unerwünschter‹ Migration aus Gebieten außerhalb des Empires ausgesetzt war, verstärkte sich ein Abwehrimpuls hin zu einer Politik der Schließung.

      Deshalb muss der Befund der Territorialisierung des britischen Staatsbürgerschaftsrechts für das ausgehende 19. Jahrhundert modifiziert werden. Die mit der Territorialisierung einhergehende Entpersonalisierung von 1870 bezog sich auf das persönliche Band zwischen dem Untertan und dem Monarchen, bedeutete jedoch nicht die Entfernung jeglichen personalen Bezugs aus dem britischen Recht der Angehörigkeit. Im Gegenteil zeigte sich am Vorabend des Ersten Weltkriegs eine zunehmende Ethnisierung des britischen Rechts der Staatsangehörigkeit, die auf die Bevorzugung bestimmter Personengruppen ›erwünschter‹ ethnischer Herkunft zielte. Diese »Personalisierungs- und Nationalisierungstendenzen«[160] müssten deshalb im Unterschied zur Gesetzgebung von 1870 genauer noch als Repersonalisierung bezeichnet werden. Dieser Vorgang vollzog sich – und dies ist das empirisch Besondere und zugleich kategorial Allgemeingültige des britischen Falls – im Wege der Territorialisierung und nicht in Entgegensetzung zu dieser.

      Der Zug zur Personalisierung durch Ethnisierung näherte das britische Staatsbürgerschaftsrecht stärker dem kontinentalen 95Recht an, als es Zeitgenossen und wichtigen Teilen der Forschung bewusst war und ist. Das »British Nationality and Status of Aliens Act« von 1914, erlassen unmittelbar vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs, bekräftigte auf der Linie des Gesetzes von 1870 die Aufhebung der »indelible allegiance«, ohne deswegen jedoch das staatsrechtliche Band zu den ehemaligen Untertanen vollständig zu zerschneiden. Ehemalige Britinnen, die einen Ausländer geheiratet und deswegen ihre britische Staatsangehörigkeit verloren hatten, konnten diese unter Vorzugsbedingungen zurückerhalten. Britinnen, die mit ihrer Heirat nicht die Staatsangehörigkeit ihres Ehemanns erwarben, sollten Britinnen bleiben.[161] Hier begann wie in Deutschland und Frankreich im zeitlichen Umfeld des Ersten Weltkriegs und seiner Zuspitzung nationaler Antagonismen das Prinzip nationaler Zugehörigkeit die ansonsten im gesamten europäischen Recht geltende zivilrechtliche Einheit der Familie und die Frauen benachteiligende Patrilinearität des Staatsangehörigkeitsrechts einzuschränken. Zudem wurde – im Gegensatz zur multilingualen Realität des britischen Weltreichs – bei der Einbürgerung ein Sprachtest zum Nachweis englischer Sprachkenntnisse zur Pflicht gemacht und die Möglichkeit gegeben, Einbürgerungen rückgängig zu machen. Noch 1870 war eine solche Regelung im Zuge der Annäherung des Rechtsstatus von geborenen und naturalisierten »British subjects« abgelehnt worden. Doch die Angst vor eingebürgerten deutschen Spionen wenige Tage vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs im August 1914 ließ im Parlament keinen Spielraum mehr für derart assimilatorische und egalitäre Überlegungen. Gestärkt wurden die Essenzialisierung und Polarisierung der Nationalcharaktere, wie es dem Zug der Zeit und dem Willen der Parlamentsmehrheit entsprach. Zugleich wurden weiter gehende, offen rassistisch-diskriminierende Vorschläge der Exklusion »Nicht-Weißer« vom Status des »British subject« und dessen Rechten abgelehnt. Die imperialistische Logik des Empires unterlag nicht der nationalstaatlich-ethnischen Verengung. Sie setzte auf die Privilegierung »weißer« Untertanen anstelle einer radikalen Exklusion »Nicht-Weißer«.[162]

      96Insgesamt führt im Fall des British Empire um 1900 die kategoriale Gegenüberstellung eines inklusiv wirkenden Territorialprinzips einerseits und eines restriktiven kontinentalen Abstammungsrechts der Staatsangehörigkeit andererseits in die Irre. Die Mischung aus einer scharfen territorialen Abgrenzung gemäß ethnischer Herkunft und der Stärkung des Abstammungsprinzips, insbesondere für ›britische‹ Personen aus dem Vereinigten Königreich, trug insgesamt zu einer in der Literatur bislang nicht hinreichend wahrgenommenen frühen »Ethnisierung« des britischen Staatsbürgerschaftsrechts bereits vor dem Ersten Weltkrieg bei.[163]

      Am Vorabend des »Großen Krieges« standen die vier europäischen Imperien – Großbritannien, Frankreich, das Deutsche Reich und Russland – vor einer ähnlichen Herausforderung in ihrer Politik der Staatsbürgerschaft. Es ging darum, die Einheit des personalen Zusammenhalts ausgedehnter Herrschaftsgebiete zu bekräftigen angesichts einer doppelten Heterogenität: zum einen der zunehmenden ethnischen und geographischen Vielfalt in teils weltumspannenden, expandierenden Kolonialgebieten, zum anderen der wachsenden Bevölkerungsfluktuation zwischen metropolitanen und anderen Gebieten, die im Zuge einer ersten Welle der Globalisierung durch weltweite Ströme der Arbeits- und Flüchtlingsmigration ausgelöst wurde. Die Staaten reagierten darauf in einer jeweils eigenen Mischung aus sozioökonomisch motivierten Interessen und nationalen beziehungsweise imperialen Traditionen. Das Deutsche Reich, das jüngste und kleinste Kolonialimperium Europas um 1900, erblickte die primäre Herausforderung nicht in der Heterogenität seines Kontinentalimperiums, sondern in der Immigration aus Kontinentaleuropa. Es antwortete darauf in der Logik eines Nationalstaats, der sein Angehörigkeitsrecht als Abstammungsgemeinschaft in Form einer Institution potenzieller ethnischer Schließung ausgestaltete. In längeren imperialen Traditionen stehend, bewahrten Russland, Großbritannien und Frank97reich dagegen ein ausgeprägt territoriales Element ihrer Staatsangehörigkeit. Doch war diese Dominanz des Territorialprinzips nicht gleichbedeutend mit umfassender Offenheit gegenüber Immigration und der Anerkennung ethnisch-kultureller Verschiedenheit im kolonialen Imperium. Allein Frankreich, das in seinem metropolitanen Kerngebiet auf Arbeitsimmigration angewiesen war, blieb relativ offen für Immigration. Alle drei Imperien hingegen erfuhren um 1900 kaum Einwanderung aus der kolonialen Peripherie in die metropolitanen Kerngebiete, so dass für sie das Problem imperialer Heterogenität territorial auf die Kolonial- und Randbereiche der imperialen Territorien begrenzt war. Ethnisch-kulturelle Heterogenität konnte somit aus der Perspektive der Metropole räumlich segmentiert und eingehegt sowie in ein System territorial umgrenzter, hierarchisch gestufter Rechte überführt werden. Dies galt in Russland für die Minderheitsgruppierungen, die innerhalb eines umgrenzten Raumes lebten, für das britische und auch das französische Kolonialreich entsprechend in den jeweiligen kolonialen Territorien.[164] In allen Ländern aber drängte unabhängig vom jeweils geltenden Prinzip des Staatsangehörigkeitsrechts um 1900 das Kriterium ethnischer Zugehörigkeit im Staatsbürgerschaftsrecht in den Vordergrund.[165] In der nationalen Einwanderungspolitik wie in der transnationalen Debatte um Eugenik und rassebezogene Kriterien der Bevölkerungspolitik[166] gewannen zugeschriebene, vielfach biologistisch begründete Zugehörigkeitsmerkmale an Boden gegenüber sozialen und ökonomischen Kriterien. Eine, wenn auch sehr unterschiedlich ausgeprägte, motivierte und institutionalisierte Strömung ethnischer Nationalisierung hatte das europäische Staatsbürgerschaftsrecht erreicht, als die nationalen Konflikte im Ersten Weltkrieg eskalierten.


      98Kapitel II 
Konfrontation und Konflikt 
Staatsbürgerschaft im Kampf um politische Zugehörigkeit:
Der Erste Weltkrieg (1914-1918)

      Der Krieg enthüllt eine existenzielle Dimension der Staatsbürgerschaft, die im Frieden verborgen bleibt. Kampfhandlungen zwischen Staaten intensivieren die politisch-soziale Bedeutung der Staatsbürgerschaft und machen die Pflicht bewusst, als Soldat sein Leben für das Wohl des Heimatstaates einzusetzen. Männliche Angehörige eines europäischen Staates zu Beginn des 20. Jahrhunderts unterlagen kraft ihrer Staatsangehörigkeit und grundsätzlich ohne Unterschied von Stand,[1] Klasse, Religion, ethnischer oder regionaler Zugehörigkeit der Pflicht zum Kriegsdienst. Die Staatsangehörigkeit konstituierte nicht nur rechtlich-formal, sondern auch politisch-symbolisch eine Wehrgemeinschaft, deren Grenzen hingegen im Folgenden scharf hervortraten (1.). Die äußere Abgrenzung von »enemy aliens« und die Privilegierung ethnisch-national dominierender Mehrheiten unter den eigenen »Staatsbürgern« beziehungsweise »Untertanen« (2.) schärften und unterminierten zugleich die Gemeinschaft der Staatsbürger als eine rechtlich-politisch konstituierte.

      Schlagartig wurde im Sommer 1914 die spezifische Verbindung aus Pflichten und Rechten der Staatsbürgerschaft bewusst, die sich im Verlauf des 19. Jahrhunderts herausgebildet hatte: Nur Männer unterlagen der Wehrpflicht, dafür besaßen nur sie die vollen Rechte der Staatsbürgerschaft. Die tiefe Kluft zwischen den Geschlechtern, ihren gesellschaftlichen Rollen und Rechten wurde offenbar, 99als Millionen von Männern in das Feld zogen, während die Frauen in der Heimat verblieben.

      1. Die Grenzen der Gleichheit: 
Nationale Wehrgemeinschaften im totalen Krieg

      Dies war ein Szenario des 19. Jahrhunderts. Doch gingen die Menschen in Europa und der ganzen Welt in den Krieg einer neuen Epoche. Der Erste Weltkrieg bedeutete einen Bruch der Ordnung in einem Umfang, den Europa derart zeitlich gedrängt und tief greifend nie zuvor erlebt hatte. Zur neuartigen Radikalität und Totalität der Kriegsführung gehörte, dass Grenzlinien hergebrachter territorialer und sozialer Ordnungen durchbrochen und vielfach aufgelöst wurden. Eine neuartige, Unterschiede und Rückzugsräume einebnende Totalität der Kriegsführung, in der moderne Massenvernichtungsmittel zum Einsatz kamen und alle materiellen und psychischen Ressourcen ausgeschöpft wurden, trug entscheidend dazu bei. Die Trennung zwischen militärischer Kampf- und ziviler Siedlungszone war zum Beispiel im verwüsteten Nordfrankreich aufgehoben. Zivilisten waren in nie gesehener Weise systematisch durch Kontributionen und Dienstverpflichtungen in die Kriegsführung eingespannt.[2] Dies betraf auch und gerade Frauen, die millionenfach zu schweren Arbeiten in der Kriegswirtschaft herangezogen wurden. Sie sollten die klaffenden Lücken im Arbeitskräftereservoir schließen, die die totale Mobilmachung der Männer aufgerissen hatte.

      Die Pflichtbindung aller Bürger und Bürgerinnen schien selbst den sozial tief gespaltenen Klassengesellschaften im Krieg das Element von Gleichheit einzuziehen. Dementsprechend verschärfte sich umgekehrt die Abgrenzung der kriegführenden nationalen Gesellschaften gegenüber Außenstehenden. Eine fremde Staatsangehörigkeit wurde in den kriegführenden Staaten zum Stigma des Verdächtigen, vielfach des Feindes. Zivilisten fremder Staatsangehörigkeit konnten in ihren Aufenthaltsstaaten scharfen Beschrän100kungen ihrer Freizügigkeit unterworfen werden. Als »enemy aliens« konnten sie zwangsweise in ihrem Aufenthaltsland interniert werden und unterschieden sich insoweit nicht von Kriegsgefangenen.[3]

      Der Krieg intensivierte in hohem Maße die Zuordnung zu einem Staat und die individuelle Bindung an dessen Rechtsgarantien und Pflichten als Staatsbürger, das meint die staatsnationale Bedeutung der Staatsbürgerschaft. Die Zuordnung zu einem kriegführenden Nationalstaat erzeugte zugleich beträchtliche Spannungen. Sie konnte von den Betroffenen als fremdbestimmte Zuschreibung und Verletzung von Loyalitätspflichten wahrgenommen werden, die jenseits staatlicher Grenzen und politischer Systeme bestanden. Sie konnte auch von Seiten des kriegführenden Nationalstaates selbst in Frage gestellt werden, indem dieser die Loyalität bestimmter Mitglieder seines Staatsverbandes bezweifelte. Denn die Frontlinie, die entlang der Staatsangehörigkeit gezogen wurde, durchschnitt tradierte ethnische, religiöse und familiäre Herkunftsbeziehungen, die jenseits staatsnationaler Zuschreibungen bestanden und als solche vielfach vor Gründung der Nationalstaaten entstanden waren. Diese ethnisch-kulturellen Beziehungen und Konstruktionen wurden seit 1914 durch den Staatenkrieg überlagert und herausgefordert, oftmals aber gerade auch erst durch den Krieg neu entdeckt und intensiviert. Hier zeichnete sich eine Bruchlinie ab, an der die Stärke staatsnationaler gegenüber nicht-staatlichen Loyalitätsbindungen auf die Probe gestellt wurde. Die Frage, ob und inwieweit die Zugehörigkeit zur Nation auf die Loyalität zu einem Staat übertragen wurde oder ob die subjektive Nationszugehörigkeit eines Individuums an andere Vorstellungen und Bindungskräfte appellierte, die seine Zugehörigkeit zu einem Staat negierten, ja, zu dieser in Widerspruch gerieten, stellte sich dabei in allen kriegführenden Staaten Europas.

      Diese Spannung zwischen staatsnationalen und ethnisch-kulturellen Konzepten politischer Zugehörigkeit wurde umso virulenter in einem »totalen Krieg« zwischen 1914 und 1918, der eine bis dahin unbekannte Intensivierung, nämlich das Streben nach absoluter 101Nutzung personeller und materieller Ressourcen im Dienst der nationalstaatlichen Kriegsführung, für alle Staaten Europas brachte. Die Massen- und Materialschlachten des Ersten Weltkriegs, die ohne historisches Vorbild waren,[4] zwangen die beteiligten Staaten zu einer möglichst weitgehenden Ausschöpfung ihres nationalen Potenzials an Wehrpflichtigen und Arbeitskräften. Mit Blick auf die eigene Kriegswirtschaft griffen die Staaten in neuem Ausmaß auch auf fremde Staatsangehörige zu, die sie als Kriegsgefangene beziehungsweise Zivilisten in ihren Gewahrsam gebracht hatten. Angesichts der globalen Ausdehnung des Krieges, die vom europäischen Zentralschauplatz aus über die Kolonialreiche und die Einbeziehung der USA die politisch wesentlichen Gebiete der Welt erfasste, waren auch große Teile der Weltbevölkerung betroffen, die nicht in eigenen Staaten organisiert waren. Als Angehörige der Kolonialreiche europäischer Mächte unterlagen sie Abhängigkeits- und Untertänigkeitsverhältnissen, die sie zur Loyalität mit ihren kriegführenden Mutterländern zwangen. Insbesondere dann, wenn sie als koloniale Untertanen der Wehrpflicht unterworfen wurden, setzte sich die vom europäischen Kontinent ausgehende staatsbezogene Unterscheidung in »Zugehörige« und »Nichtzugehörige«, in Loyalitätsverpflichtete und potenzielle Feinde, weltweit fort.[5]

      Im »totalen Krieg« stellten die hier behandelten Staaten West- und Ostmitteleuropas das geographische und politische Zentrum dar. Zwischen der Wolga und der Atlantikküste kämpften die meisten Soldaten und fanden die größten und verlustreichsten Schlachten statt, in deren Folge schließlich große Gebietsteile von Staaten besetzt oder auch abgetrennt wurden. Die Staatsangehörigkeit trennte dabei oftmals auf engem geographischen Raum zwischen Okkupanten und Okkupierten, zwischen Verbündeten und Feinden. Die Zuordnung zu einem Nationalstaat wie auch der Verlust der Zugehörigkeit infolge von Gebietsabtrennungen, Ausweisun102gen, Ausbürgerungen und Emigration zwangen dabei Millionen von Menschen zur Migration. Europa wurde infolge des Ersten Weltkriegs zum weltweit dichtesten Migrationsraum.[6] Im Verlauf des Krieges waren zum Beispiel der Norden Frankreichs und weite Teile des westlichen Russland – insbesondere Großpolen – von deutschen Truppen besetzt. Die Abtrennung von Gebieten im Osten des Deutschen Reiches sowie im Westen des untergehenden Zarenreichs trug zur Gründung eines polnischen und tschechoslowakischen Nationalstaats nach Ende des Krieges bei.

      Am Beispiel des Deutschen Reichs in seiner Mittellage und seiner nach West- sowie Osteuropa ausgreifenden Kriegs- und Expansionspolitik zeigten sich wichtige, Europa im Ganzen betreffende Veränderungen der Staatsangehörigkeitspolitik. Dabei waren territoriale Veränderungen und Bevölkerungswanderungen nicht allein entscheidend. Auch innere politische und soziale Veränderungen der Staaten infolge des Krieges bewirkten einen durchgreifenden Form- und Bedeutungswandel der Staatsangehörigkeit. Die neuen Nationalstaaten Polen und die Tschechoslowakei[7] lösten sich zum Beispiel infolge der bewaffneten Auseinandersetzungen aus der Abhängigkeit von drei untergehenden Imperien: dem Deutschen Reich, dem Habsburgerreich sowie dem Zarenreich, die zu demokratischen Republiken beziehungsweise zu einer sozialistischen Diktatur wurden. Diese revolutionären Veränderungen im Innern eines Staates gingen vielfach einher mit der Neuausrichtung der politischen Loyalitätsverhältnisse seiner Bürger und konnten die Zugehörigkeit zu einem Staat von der Unterstützung für dessen neues politisches System abhängig machen. Für die Anhänger des vorrevolutionären Regimes konnte dies den Ausschluss aus der Staatsangehörigkeit des sich neu konstituierenden Staates sowie den Zwang zum Verlassen des Staatsgebietes und damit ihrer Heimat bedeuten.
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